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Jede Gegend hat etwas Ty-
pisches, das sich zu erhalten
und zu pflegen lohnt. Der
Bürgermeister des Städt-
chens hält alte Traditionen
sehr hoch. Unverdrossen
bleibt dieser mit Kindergar-
ten- und Grundschulleitern
in Kontakt, um den Jüngs-
ten altes Brauchtum mitzu-
geben. Seite 11
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Wasser.Kraft.Bayern.
GZ lädt zum 3. Wasserkraft-Forum

Wasser. Kraft. Bayern. heißt es beim dritten Bayerischen
Wasserkraft-Forum am 23. April 2015 in Landshut. Hoch-
karätige Referenten erläutern Potenziale und Grenzen der 
Wasserkraft, deren Einsatz für das Gelingen der angestrebten
Energiewende unverzichtbar ist. Angesprochen werden u. a.
Ausbaumöglichkeiten und ökologische Werthaltigkeit die-
ser grundlastfähigen, CO2-freien und im Höchstmaß nachhal-
tigen Energiequelle. Daneben spielen die Themen Natur-,
Klima-, Umwelt- und insbesondere Hochwasserschutz eine
wichtige Rolle.

Für Besucher ist die Teilnahme an diesem Symposium kos-
tenfrei. Eingeladen sind vor allem politische und kommunale
Entscheidungsträger, Behördenvertreter sowie Multiplikato-
ren, Wirtschafts- und Pressevertreter aus den Regionen entlang
der bayerischen Flüsse.

Vormerken!

23. April

2015

V. l.: Bürgermeister Werner Tschurtschenthaler (Innichen/Süd-
tirol), Andreas Schatzer (Präsident Südtiroler Gemeindenver-
band), Geschäftsführer Hermann Lindner, Helmut Mödlhammer
(Präsident Österreichischer Gemeindebund) und der Vorsitzende
des Bezirks Oberbayern im Bayerischen Gemeindetag, Präsi-
diumgsmitglied Josef Steigenberger. Bild: Roland Mühlanger

Kommunalforum Alpenraum 2015:

Schutzaufgaben
der Gemeinden

Bei der 3. Auflage des Kommunalforums Alpenraum
im Technologiezentrum des Traktorenwerks Lindner
in Kundl (Tirol) stand die Rolle der Gemeinden im
modernen Naturgefahrenmanagement auf der Agen-
da. Vernetzung und Wissenstransfer unter den rund
70 Teilnehmern wurden dabei groß geschrieben. Ko-
operationspartner waren der Österreichische Ge-
meindebund, der Tiroler Gemeindeverband, der Süd-
tiroler Gemeindenverband, der Bayerische Gemein-
detag, der Österreichische Städtebund und der Tiro-
ler Fahrzeughersteller Lindner.

Nach der Forums-Eröffnung
durch Lindner-Geschäftsführer
Hermann Lindner informierte Dr.
Florian Rudolf-Miklau von der
Wildbach- und Lawinenverbau-
ung aus Wien über die Rolle der
Gemeinden im modernen Natur-
gefahrenmanagement. Die Wild-
bach- und Lawinenverbauung ist
Sicherheitsdienstleister für 1.545
Gemeinden in ganz Österreich,
schützt ca. 120.000 Gebäude in
Gefahrenzonen und investiert
jährlich bis zu 167. Mio. Euro für
Wildbach- und Lawinenverbau-
ung in 130 Schutzprojekten.

Rudolf-Miklau zufolge kommt
österreichischen Gemeinden auf-
grund des föderalen Staatsaufbaus
und des Subsidiaritätsprinzips ei-

ne wesentliche Verantwortung bei
der Katastrophenvorsorge und
–bewältigung zu. Die Hochwas-
serereignisse der vergangenen
Jahre hätten deutlich gezeigt, dass
angesichts der enormen Schäden
ein Umdenken zu einem systema-
tischen kommunalen Katastro-
phenmanagement notwendig sei.
In diesem Zusammenhang be-
zeichnete Rudolf-Miklau den
Bürgermeister als „wichtigsten
Naturgefahrenmanager“.

Für eine optimale Vorsorge
und Bewältigung von Naturkata-
strophen sind laut Ru-
dolf-Miklau 
gleich-
zeitig 
drei 

zuwenden, um Risiken zu sen-
ken, Schäden vorzubeugen und
Haftungen zu vermeiden. Rudolf-
Miklau wies darauf hin, dass die
kommunale Planungsbehörde
(Gemeinde) sich bei der Erstel-
lung des Flächenwidmungsplans
zwar mit dem Inhalt des Gefah-
renzonenplans auseinanderzuset-
zen habe, jedoch kein gesetzli-
cher Zwang zur Übernahme der
Gefahrenzone bestehe (Ausnah-
men sind Nieder- und Oberöster-
reich sowie die Steiermark). 

Gefahrenzonenplan

Die Rote Zone (hohe Gefähr-
dung) habe dabei nicht automa-
tisch ein Bauverbot zur Folge,

machte er deutlich und ergänzte:
„Änderungen in den Raumord-
nungsgesetzen der Länder sind
bereits im Laufen.“ Laut Rudolf-
Miklau ist eine vom Gefahrenzo-
nenplan abweichende Gefah-
reneinschätzung möglich. Eine
Nichtbeachtung der Gefahrenzo-
nen könne jedoch im Schadens-
fall zur Amtshaftung der Gemein-
de führen.      

Wie der Referent weiter aus-
führte, müssten darüber hinaus
gesellschaftliche Konflikte im
Umgang mit Gefahren und Risi-
ken gelöst und ein Ausgleich zwi-
schen Risikoverursachern und Ri-
sikoträgern sowie zwischen Be-
günstigten und Belasteten von

(Fortsetzung auf Seite 4)

Lob und Kritik
Jahresbericht 2015 

des Bayerischen Obersten Rechnungshofs 

Ein positives Resümee zog der Präsident des Bayeri-
schen Obersten Rechnungshofs (ORH), Dr. Heinz 
Fischer-Heidlberger, bei der Vorlage des neuen Jahres-
berichts seiner Behörde mit Blick auf den aktuellen
Haushalt des Freistaats Bayern. Landtag und Staatsre-
gierung hätten wichtige Kernforderungen des ORH
umgesetzt: „Positiver Finanzierungssaldo, Begrenzung
des Ausgabenanstiegs und die erstmalige Tilgung von
Schulden des Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und
BayernLB, das alles findet sich im Haushaltsgesetz
2015/2016 wieder. Damit hat der Haushaltsgesetzgeber
fundamentale Anliegen des ORH aufgegriffen“, kons-
tatierte der ORH-Präsident in München.

Allerdings mahnte Fischer-
Heidlberger, bei den Ausgaben
vorsichtig zu sein. „Maßstab für
die Höhe der Ausgaben sollten
nicht die Einnahmen, sondern
die Aufgaben sein. Wir sollten
uns jetzt nicht alles leisten, was
wir uns dank steigender Steuer-
einnahmen leisten könnten.
Wichtig ist nun, die Prioritäten
richtig zu setzen. Ich denke da-
bei besonders an die Herausfor-
derungen durch die demografi-
sche Entwicklung und den Sub-
stanzverzehr der staatlichen In-
frastruktur.“

Effizienz steigern

Der Jahresbericht 2015 enthält
auch kritische Anmerkungen zu

Organisation und Wirtschaftlich-
keit der staatlichen Verwaltung.
So wurden Fälle herausgegriffen,
in denen die Steuerung, die Effek-
tivität und die Effizienz verbes-
sert werden können. Gefordert
wird z. B. eine wirksamere Über-
wachung des Schwerlastverkehrs
durch die Verkehrspolizei, um die
Verkehrssicherheit zu verbessern,
aber auch Straßenschäden zu ver-
meiden. Der ORH plädiert dafür,
der Verkehrspolizei das geeignete
„Handwerkszeug“ für eine effek-
tive Verkehrsüberwachung zur
Verfügung zu stellen. So könne
sie ihre personellen Ressourcen
wirksamer einsetzen. 

Werden von der Verkehrspoli-
zei Überladungen oder Verstöße
gegen Sozialvorschriften oder
sonstige Regelungen festgestellt,
führt dies in der Regel zu Sank-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Voraussetzungen zu erfüllen: 1.
Regionale (lokale) Präsenz, 2.
Abgestimmtes Handeln aller Ak-
teure nach einer bundeseinheitli-
chen Strategie und 3. Unmittelba-
re Verfügbarkeit und wirkungsori-
entierter Einsatz der erforderli-
chen Ressourcen nach den Krite-
rien „Effizienz“, „Risiko“ und
„Chancengleichheit“. Vor allem
die kommunale Ebene sei von
„Aufgabenflut und Kompetenzla-
wine“ massiv betroffen.

Neue Herausforderungen

Als neue Herausforderungen
für Gemeinden im modernen Na-
turgefahrenmanagement nannte
der Referent zunächst die Ver-
mittlung von Wissen und Infor-
mation über drohende Naturge-
fahren. Auch sei es wichtig, ein
Bewusstsein für Risiken zu schaf-
fen und Gefahrenzonenpläne an-

Kleiner CSU-Parteitag in Bamberg:

Standort- und 
Richtungsbestimmung

Mit ihrem Kleinen Parteitag in Bamberg hat die CSU
die politischen Weichen für die kommenden Monate
gestellt. Dabei reichte die Themenpalette von der wei-
teren Stärkung des ländlichen Raums bis zur welt-
weiten Entwicklungshilfe. Einstimmig verabschiede-
ten die Delegierten den Leitantrag „Mehr tun für Fa-
milien mit Kindern - Für eine Gesellschaft, in der
Kinder willkommen sind.“ Die CSU sprach sich dabei
deutlich für die geplante Erhöhung des Kindergeldes
und des Kinderfreibetrags aus.

Neben Parteichef Horst Seeho-
fer, der in einer Grundsatzrede die
Richtung vorgab, stellten Gene-
ralsekretär Andreas Scheuer und
die Bundesminister Alexander
Dobrindt, Gerd Müller und Chri-
stian Schmidt sowie die bayeri-
schen Staatsminister Ilse Aigner,
Joachim Herrmann und Markus
Söder ihre Kernpunkte vor.

Systemwechsel

Bundesverkehrsminister Alex-
ander Dobrindt sprach über zen-
trale Infrastrukturprojekte wie
die Pkw-Maut: „Das ist ein ech-
ter Systemwechsel: Von Steuer-
finanzierung hin zur Nutzerfi-
nanzierung.“ Die Pkw-Maut
bringe zwei Milliarden Euro
Mehreinnahmen pro Legislatur-
periode von denen, die sich bis-
lang nicht beteiligten. 

„Energiewende und Digitali-
sierung sind Jahrhundertprojek-

te“, betonte Bayerns Wirtschafts-
ministerin Ilse Aigner. Sie be-
zeichnete den Energiedialog als
Erfolgskonzept. Bei den Ent-
scheidungen in der Energiepolitik
gehe es jetzt um die richtige Rei-
henfolge: „Als erstes geht es um
Energieeffizienz, dann geht es um
die Energieproduktion und da-
nach geht es um die Frage des
Energietransports“, so Aigner.

Keine Gentechnik

Bundesagrarminister Christian
Schmidt bekräftigte: „Die CSU
war und ist die Stimme der länd-
lichen Räume.“ Die von den Grü-
nen lauthals geforderte Agrar-
wende sei eine politische Ersatz-
befriedigung für die verlorene
Energiedebatte. Außerdem, stellte
Schmidt klar, gelte weiterhin:
„Keine Gentechnik auf bayeri-
schen Feldern.“

Deutschland als Wohlstands-

und Friedenszone müsse seiner
Verantwortung gerecht werden,
stellte Bundesentwicklungsmini-
ster Gerd Müller fest. Bei der
Bewältigung der Flüchtlingsströ-
me leiste Bayern bereits Heraus-
ragendes. Aber das Problem
könne nicht allein in Deutsch-
land und Europa gelöst werden. 

Solide Finanzen

Finanzminister Dr. Markus
Söder verwies auf die hervorra-
gende Finanzsituation des Frei-
staats mit dem seit Jahren ausge-
glichenen Haushalt. Solide Fi-
nanzen seien schon immer ein
Kernanliegen der CSU gewesen,
das sie auch in Berlin durchge-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Manfred Russer
86558 Hohenwart

am 9.4.

Bürgermeister Josef Schwegler
86573 Obergriesbach

am 11.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Göbel

97783 Karsbach
am 7.4.

Bürgermeister Josef Sailer
94137 Bayerbach

am 14.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Gudrun Donaubauer
94051 Hauzenberg

am 9.4.

Bürgermeister Christian Konrad
89340 Leipheim

am 13.4.

Bürgermeisterin
Gisela Hofmann

96167 Königsfeld
am 17.4.

Oberbürgermeister
Thomas Thumann

92318 Neumarkt i. d. Opf.
am 20.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jürgen Hoffmann

95691 Hohenberg a. d. Eger
am 2.4.

Landrat Martin Sailer
86150 Augsburg

am 22.4.

ZUM 75. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erich Negele

87679 Westendorf
am 18.4.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Helmut Lottes

914487 Vestenbergsgreuth
am 10.4.

Bürgermeister Gerhard Strasser
94530 Auerbach

am 11.4.

Bürgermeister Martin Heinz
87749 Hawangen

am 17.4.

Bürgermeister Karl Seitle
86668 Karlshuld

am 20.4.

Bürgermeister 
Max Schadenfroh
94428 Eichendorf

am 22.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Heinz Meyer

90559 Burgthann
am 3.4.

Bürgermeister 
Georg Schützinger
83355 Grabenstätt

am 5.4.

Bürgermeister Xaver Fichtl
86980 Ingenried

am 8.4.

Bürgermeister Rudolf Götz
92702 Kohlberg

am 8.4.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Entwicklung der Kommunalfinanzen:

Verschärfte 
Situation

Aktuelle Zahlen des Statischen Bundesamts

Als höchst kritisch bewertet der Deutsche Städte- und Gemein-
debund die aktuellen Zahlen zur Entwicklung der Gemeindefi-
nanzen im Jahr 2014. „Dass Städte und Gemeinden in einem
grundsätzlich sehr günstigen konjunkturellen Umfeld einen ne-
gativen Finanzierungssaldo ausweisen ist alarmierend. Von der
schwarzen Null wie im Bundeshaushalt können viele Bürger-
meister nur träumen. Eine sehr große Zahl von Kommunen be-
findet sich in einer äußerst kritischen finanziellen Lage, die sich
weiter verschärft“, betonte hierzu in Berlin Dr. Gerd Landsberg,
Geschäftsführendes Präsidialmitglied des DStGB.

Nach den vorgelegten Zahlen
des Statistischen Bundesamtes ver-
zeichneten die Kommunen im Jahr
2014 ein bundesweites Finanzie-
rungsdefizit von 0,7 Mrd. Euro.
Damit verschlechterte sich die Fi-
nanzlage der Städte und Gemein-
den gegenüber dem Jahr 2013 um
insgesamt rund 2,2 Milliarden Eu-
ro. „Dieses Ergebnis ist vor allem
deshalb besorgniserregend, da die
Kommunen in Deutschland oh-
nehin schon sparen und von der
Substanz leben“, erklärte Lands-
berg. „Städte und Gemeinden sind
nicht mehr in der Lage, dringend
notwendige Investitionen zu täti-
gen. Sie sparen notgedrungen an
der Zukunft.“ Daher sei der von
der Bundesregierung auf den Weg
gebrachte Investitionsfonds für
Kommunen in Höhe von 3,5 Mil-
liarden Euro dringend notwendig
gewesen. 

Für die vielerorts schwierige fi-
nanzielle Lage der Städte und
Gemeinden sind aus Sicht des
DStGB vor allem die ungebremst
steigenden Ausgaben für soziale
Leistungen ursächlich. Im Jahr
2014 gaben die Kommunen 49,7
Mrd. Euro für soziale Leistungen
aus, dies entspricht einem Anstieg
von 5,8 Prozent gegenüber dem
Vorjahr. „Wir rechnen damit, dass
die Ausgaben für soziale Leistun-
gen im laufenden Jahr die Grenze
von 50 Milliarden Euro durchbre-
chen“, prognostizierte Landsberg.
Notwendig seien grundlegende
Reformen, soziale Leistungen
müssten auf den Prüfstand ge-
stellt und auf die wirklich Bedürf-
tigen konzentriert werden. Für In-
vestitionen in die Infrastruktur
vor Ort konnten Städte und Ge-

meinden hingegen lediglich 24,6
Mrd. Euro aufwenden.

Auch die derzeit stark steigen-
de Zahl von Flüchtlingen belastet
Landsberg zufolge die Kommu-
nen in ihrer ohnehin schon
schwierigen Lage. Er forderte
Bund und Länder auf, Städte und
Gemeinden vollumfänglich von
den Kosten zu entlasten. „Vor al-
lem mit Blick auf die Unterbrin-
gung und die Gesundheitsversor-
gung der Flüchtlinge brauchen
wir dringend tragfähige Lösun-
gen“, bemerkte das Geschäfts-
führende Präsidialmitglied.

Finanzieller Druck

Auch nach Einschätzung des
Deutschen Städtetages belegt die
aktuelle Kassenstatistik, dass die
Kommunen weiterhin unter ei-
nem erheblichen finanziellen
Druck stehen. Nach Auffassung
des stellvertretenden Hauptge-
schäftsführers Helmut Dedy „ha-
ben leider auch zu viele Städte
weiterhin nicht genügend Geld für
wichtige Investitionen und zu vie-
le sind gleichzeitig von wachsen-
den Sozialausgaben stark bela-
stet“. Trotz einer ruhigen konjunk-
turellen Lage sei der Finanzie-
rungssaldo um 1,5 Milliarden Eu-
ro eingebrochen, unter Berück-
sichtigung der Extrahaushalte so-
gar um mehr als 2 Milliarden Eu-
ro. Als besorgniserregend wertete
Dedy besonders die wachsenden
Unterschiede zwischen Städten
im Aufschwung und Städten mit
schwieriger Finanzlage.

Laut Dedy konnten die Kom-
munen in Bayern und Baden-
Württemberg im Durchschnitt

knapp 200 bzw. knapp 100 Euro
mehr je Einwohner investieren
als die Kommunen im Bundes-
durchschnitt - in Bayern rund
521 Euro, in Baden-Württem-
berg rund 421 Euro je Einwoh-
ner. Bei Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen dagegen lag das
Investitionsniveau um mehr als
100 Euro je Einwohner unter
dem bundesweiten Durchschnitt.
Hier betrug es lediglich rund 211
Euro je Einwohner. 

Hohe Investitionen

Trotz der höheren Investitionen
erzielten Kommunen in Bayern
Überschüsse von 1,5 Milliarden
Euro. Kommunen in Nordrhein-
Westfalen hingegen wiesen Defi-
zite von mehr als 1,5 Milliarden
Euro auf. In Rheinland-Pfalz liegt

das kommunale Defizit bei fast
400 Millionen Euro. 

Außerdem stiegen nach Dedys
Ausführungen die Sozialausgaben
der Kommunen weiter an, trotz
der relativ entspannten Lage auf
dem Arbeitsmarkt: „Der Anstieg
der Sozialausgaben in den Städten
war auch im Jahr 2014 höher als
der Anstieg der Ausgaben insge-
samt oder auch der Anstieg der
Steuereinnahmen. Besonders ho-
he Mehrkosten ergeben sich bei-
spielsweise bei den Eingliede-
rungshilfen für Menschen mit Be-
hinderungen. Deshalb ist es für
die Städte wichtig, dass das vom
Bund geplante Bundesteilhabege-
setz keinen weiteren Ausgabenan-
stieg zu Lasten der Kommunen
zur Folge hat“, machte der stell-
vertretende Hauptgeschäftsführer
abschließend deutlich. DK

Radverkehrsförderung:

Mehr als 
200 Millionen Euro

für Radwege 
Verkehrsminister Joachim Herrmann 

will Radinfrastruktur ausbauen
Als wesentliche Säule der Radverkehrsförderung gilt der Aus-
bau der Radinfrastruktur. Hierfür will der Freistaat bis 2019
mehr als 200 Millionen Euro investieren. Vor allem die Radwege
an Bundes- und Staatsstraßen sollen ausgebaut werden. Zur
Umsetzung dieses Vorhabens wird das Programm für den
nachträglichen Ausbau von Radwegen an Staatsstraßen fortge-
schrieben. Das erklärte Innen- und Verkehrsminister Joachim
Herrmann auf der Landesversammlung des ADFC Bayern in
Erlangen.

Zur Verbesserung der Infra-
struktur gehört für Herrmann ne-
ben dem Radwegebau auch eine
optimierte Verknüpfung des Fahr-
rads mit den öffentlichen Ver-
kehrsmitteln. Hinsichtlich der
Fahrradabstellanlagen stünde sein
Ministerium gemeinsam mit dem
ADFC und der Arbeitsgemein-
schaft Fahrradfreundliche Kom-
munen (AGFK) bereits in Ge-
sprächen mit der Deutschen Bahn. 

Unterstützung

Man wolle die Gemeinden
beim Bau solcher Anlagen unter-
stützen, wobei hier bereits Zu-
wendungen nach dem Bayeri-
schen Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz (GVFG) gewährt
würden. Die geltenden Pauschal-
sätze würden überprüft und ggf.
an das aktuelle Kostenniveau an-
gepasst, versicherte Herrmann.

Zur speziellen Förderung des
Radverkehrs könnten Rad-

schnellwege geschaffen werden,
die das Radfahren auch noch at-
traktiver machten. Hierzu gebe
es in den Metropolregionen
München und Nürnberg bereits
Überlegungen. 

Sicherheitsprogramm

Der Minister verwies auch auf
das Verkehrssicherheitspro-
gramm „Bayern mobil — sicher
ans Ziel“, in dem der Radver-
kehr eine wichtige Rolle spiele.
Durch Aufklärung sollen hier
Radfahrer zu richtigen Verhal-
tensweisen animiert und die Au-
tofahrer für eine stärkere Beach-
tung der Radler sensibilisiert
werden. Darüber hinaus erarbei-
tet das Innenministerium zur
besseren Wahrnehmung des
Fahrrads als attraktives Ver-
kehrsmittel derzeit einen Bayeri-
schen Radverkehrsplan. Laut
Herrmann soll er noch dieses
Jahr vorgestellt werden. rm

Bayerische Wohnungspolitik:

Eigentumsförderung
bringt Entspannung 
Kommunen sollen verstärkt nötiges Bauland ausweisen

Die Wohneigentumsförderung bleibt weiter fester Bestandteil der
bayerischen Wohnungspolitik. Der Doppelhaushalt 2015/16 stellt
insgesamt 440 Millionen Euro an Wohnraumfördermitteln zur
Verfügung. Dies betonte Innen- und Bauminister Joachim Herr-
mann anlässlich der Eröffnung der Münchner Immobilienmesse.

Schon seit Jahren fördere der
Freistaat neben dem Bau von
Mietwohnungen, Studentenwohn-
heimen und Heimplätzen den Er-
werb von Wohneigentum, erklärte
der Bauminister. Dadurch werde
auch ein Beitrag zur Entspannung
auf dem Mietwohnungsmarkt ge-
leistet. Denn beim Erwerb von
Einfamilienhäusern und Eigen-
tumswohnungen durch Familien
würden Mietwohnungen frei.

Hoher Bedarf

Nach wie vor bestehe nicht
nur in München, sondern in ganz
Bayern erheblicher Bedarf an
neuen Wohnungen. Daher wolle
man im Freistaat auf jährlich
70.000 neu gebaute Wohnungen
kommen. Zur Erreichung dieses
Ziels seien günstige Rahmenbe-
dingungen notwendig, erklärte
Herrmann. So würden Darlehen

und Zuschüsse im Rahmen der
staatlichen Wohnraumförderung
von der Landesbodenkreditan-
stalt ausgereicht. Darüber hinaus
gelte in Bayern der niedrige
Grunderwerbssteuersatz von
3,5% für Wohnungsbauinvesti-
tionen.

Areale bereitstellen

Als weitere wesentliche Vor-
aussetzung für den Wohnungs-
bau sieht der Innenminister die
Bereitstellung von Bauland
durch die Kommunen. Im Rah-
men der zum Kernbereich der
kommunalen Selbstverwaltung
gehörenden Bauleitplanung sol-
len diese nötige Areale bereit-
stellen. Zusätzlich sei in den Bal-
lungsräumen die Entwicklung
vor genau abgestimmten Sied-
lungsstrategien zur Wohnraum-
versorgung empfehlenswert. rm

3. LEW Innovationspreis
Unternehmen aus Industrie und Handwerk, Gewerbetreibende
sowie Städte und Gemeinden aus der Region können sich ab so-
fort für den 3. LEW Innovationspreis Klima und Energie bewer-
ben. Im Rahmen des mit insgesamt 45.000 Euro dotierten Wett-
bewerbs zeichnen die Lechwerke wieder Projekte aus, die nach-
haltig zum Klimaschutz und zu  mehrEnergieeffizienz beitragen.  

Die Bewerbungsfrist für den LEW Innovationspreis läuft bis zum
15. Juni. Eingereicht werden können Projekte und Maßnahmen, die 

bei den jeweiligen Betrieben oder Kommunen einen Beitrag zum
Klimaschutz oder zur Energieeffizienz leisten, 

bereits realisiert sind oder kurz vor dem Abschluss stehen, 
einen nachhaltigen und innovativen Ansatz verfolgen, 
und beispielgebend für andere Unternehmen oder Kommunen

sein können. 
Teilnahmeunterlagen, ausführliche Informationen sowie eine

Übersicht der in den früheren Wettbewerben ausgezeichneten Pro-
jekte gibt es unter www.lew.de/innovationspreis  

Eine hochkarätig besetzte Jury wählt die drei Siegerprojekte  aus,
die mit Preisgeldern in Höhe von 25.000, 15.000 und 5.000 Euro
ausgezeichnet werden. Die Preisverleihung findet im Herbst statt.
Als Partner und Jurymitglieder unterstützen den Wettbewerb die In-
dustrie- und Handelskammer Schwaben, die Handwerkskammer für
Schwaben, die Universität sowie die Hochschule Augsburg, der
Bayerische Gemeindetag und die Mediengruppe  Pressedruck. Re-
gierungspräsident Karl Michael Scheufele ist Mitglied der Jury.  

„Der LEW Innovationspreis ist die Auszeichnung für herausra-
gende Projekte zu Klimaschutz und  Energieeffizienz, die Unterneh-
men, Städte oder Gemeinden in unserer Region umgesetzt haben. Er
ist auch eine  Plattform, um Pioniere und deren gute Ideen einer brei-
ten Öffentlichkeit vorzustellen. Der Funke soll auf möglichst viele
andere Betriebe und Kommunen überspringen und so neue Projekte
und Initiativen initiieren“, betonte Dr. Markus Litpher, Mitglied des
Vorstands der Lechwerke. 

Tarifabschluss 
im Öffentlichen Dienst

Arbeitgeberund Gewerkschaften
haben sich bei den Tarifverhand-
lungen fürdie rund 800.000 Ange-
stellten der Länder in der vierten
Verhandlungsrunde geeinigt. 

Die Beschäftigten erhalten rück-
wirkend zum 1. März 2015 2,1
Prozent mehr, im kommenden
Jahr noch einmal 2,3 Prozent, min-
destens aber 75 Euro. Die Entgelte
steigen damit durchschnittlich um
4,6 Prozent, in den unteren Vergü-
tungsgruppen sogar um bis zu 6,9
Prozent. Der Tarifvertrag läuft
über 24 Monate.

Voraussichtlich 650 Millionen
Euro wird der Abschluss die Län-
der in diesem Jahr kosten, 2016
dürften es 1,5 Milliarden Euro sein

und noch mehr, wenn das Ergebnis
auf die Beamten übertragen wird.

Finanzminister Markus Söder,
der für den Freistaat diese Übernah-
me bereits angekündigt hat, beton-
te:  „Wir wollen keine Zwei-Klas-
sen-Gesellschaft im öffentlichen
Dienst.“  Der finanzielle Mehrauf-
wand betrage knapp 1,25 Milliar-
den Euro. Das Geld sei bereits im
Doppelhaushalt eingeplant. 

Für die angestellten Lehrer konnte
indes keine Einigung erzielt werden.
Die Gewerkschaften lehnten das
Angebot der Länder mit der Be-
gründung ab, es werde die Forde-
rung nicht erfüllt, dass die angestell-
ten Lehrer genau so viel bekommen
wie die verbeamteten. DK

Ganztagsgipfel 2015: 

Bildungsgerechtigkeit
in Bayern 

Der Bayerische Gemeindetag begrüßte die Ergebnisse des soge-
nannten „Ganztagsgipfels 2015“, auf dem die Bayerische Staats-
regierung mit den kommunalen Spitzenverbänden die Ein-
führung der offenen Ganztagsgrundschule im Freistaat be-
schlossen hat. 

„Mit dem nun gefundenen Er-
gebnis ist ein echter Durchbruch
gelungen. Mit der Einführung
der offenen Ganztagsgrundschu-
le werden wir dem Ziel, mehr
Bildungsgerechtigkeit in Bayern
zu erreichen, ein Stück näher
kommen. Denn jetzt stehen allen
Grundschulen, die ein solches
Angebot vorhalten, 28.700 Euro
pro Gruppe und Jahr zur Verfü-
gung. Das ist deutlich mehr als
der Staat bisher für die Mittags-
und Nachmittagsangebote in den
Grundschulen zur Verfügung ge-
stellt hat“ sagte Gemeindetags-
präsident Dr. Uwe Brandl.

Bedarfsgerechte 
Betreuung

Er wies darauf hin, dass auch
die Gemeinden und Städte in Zu-
kunft noch stärker gefordert wer-
den als bisher. „Der Bedarf nach
Bildungs- und Betreuungsange-
boten geht über die Schulzeit
nach 16:00 Uhr hinaus, endet
auch nicht am Freitagnachmittag
zur Mittagszeit und setzt sich in
den Schulferien fort. Um auch
zu diesen Zeiten ein bedarfsge-
rechtes Angebot zu schaffen, ha-

ben wir uns darauf verständigt,
zunächst einmal im Rahmen ei-
nes Modellversuchs eine engere
Verzahnung zwischen Schule
und Jugendhilfe vorzunehmen.
Wichtig ist dabei, dass Eltern
künftig aus einer Hand eine pass-
genaue Lösung für die Bildung
und Betreuung ihrer Kinder vor
Ort erhalten.“ 

Auf der Pressekonferenz der
Bayerischen Staatsregierung im
Prinz-Carl-Palais in München
erklärte Brandl: „Was nun auf
dem Tisch liegt, ist ein Kompro-
miss. Eltern und Kinder werden
verstärkt die offene Ganztags-
grundschule nachfragen. Ob jetzt
die vom Freistaat in Aussicht ge-
stellten zusätzlichen Finanz-
mittel dafür ausreichen werden,
wird sich in Kürze zeigen. Die
bayerischen Gemeinden werden
im Rahmen ihrer finanziellen,
personellen und organisato-
rischen Möglichkeiten ihr Bestes
dazu tun. Die offene Ganztags-
grundschule ist ein wichtiger Bei-
trag zur Verbesserung der Verein-
barung von Familie und Beruf
und bietet mehr Bildungsgerech-
tigkeit für die Schülerinnen und
Schüler in dieser Schule.“ 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

Bildung findet vor Ort statt -
in den Lebensräumen der Men-
schen. Deshalb begrüße ich die
Initiative des Bayerischen Kul-
tusministeriums zur Entwick-
lung von „Bildungsregionen in
Bayern“. Hier werden wichtige
Weichenstellungen vorgenom-
men, denn das Gut Bildung ist
zu wertvoll, um es dem Prinzip
von Versuch und Irrtum zu
überlassen.

Bildung muss nicht nur statt-
finden, sondern auch transparent sein. Damit
meine ich Eltern, Lernende und Lehrende,
Schulaufsicht, Kommunen, Bildungsberatung so-
wie Schulpolitik. Man stelle sich vor: Es gibt Bil-
dungsangebote und keiner weiß es. Oder mit den

Worten des Hirnforschers Gerald Hüther: „Bil-
dung kann man nicht machen, man kann nur Ge-
legenheiten schaffen, dass sie gelingen kann.“

Die Rosenheimer Bildungslandschaft verfügt
über eine Vielzahl vorbildhafter Fachkonzepte
in den Bereichen der Elementarpädagogik, der
außerschulischen Jugend- und Erwachsenen-
bildung, der Senioren- und der beruflichen Bil-
dung sowie im Bereich unserer vielfältigen
Schullandschaft. 

Besonderes Augenmerk muss auch den zahl-
reichen unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
gen gelten, die unsere Unterstützung ganz beson-
ders brauchen. Gelingende Integration braucht
Zuwendung und Bildung gleichermaßen.

Als Bildungsregion setzen wir in Rosenheim
auf die Bereiche Begabungsförderung und Stär-
kenorientierung als sehr konkrete und zugleich
visionäre fachliche Schwerpunkte. 

Unser Modellprojekt FitZ
„Fit in die Zukunft - Begabun-
gen erkennen und fördern“,
gemeinsam mit der Sparkas-
senstiftung Zukunft für die Stadt
Rosenheim, gilt als Vorreiter
und Leuchtturmprojekt in der
einrichtungsbezogenen indivi-
duellen Begabungsförderung.
Bildung benötigt bedarfsge-
rechte Planung, die nur erfol-
gen kann, wenn den individuel-
len Begebenheiten vor Ort
Rechnung getragen wird. 

Die Projekte KOMPIK und
KECK am bayernweit einzi-

gen Modellstandort Rosenheim in Zusammen-
arbeit mit der Bertelsmann-Stiftung dienen da-
zu, Transparenz über ausgewählte Indikatoren
und die persönliche und (vor-)schulische Ent-
wicklung der Kinder im Sozialraum herzustel-
len. Die Kompetenzen und Interessen von Kin-
dern werden gesamtstädtisch in allen Kinderta-
geseinrichtungen durch KOMPIK beobachtet,
dokumentiert und anonymisiert im Sozialdaten-
atlas KECK räumlich dargestellt.

Erst die Diskussion der Ergebnisse ermöglicht
eine qualifizierte Planung, welche kommunalen
Handlungsfelder vorrangig sind, um Bildungs-
und Entwicklungschancen für Kinder und Ju-
gendliche zu verbessern und so die Ressourcen
zielgerichtet und effektiv einsetzen zu können. 

Rosenheim hat bereits 2002 den Weg der so-
zialraumorientierten Jugendhilfe sehr erfolg-
reich beschritten. Ein wichtiges Ziel ist, Ju-
gendhilfe und Schule noch stärker zu verzah-
nen. Wir streben einen Zusammenschluss an
zwischen allen Kräften der Jugendhilfe, des Bil-
dungsbereichs und der sozialen Landschaft -
ausgerichtet an den Interessen aller Bürger, im
gemeinsamen Schulterschluss. Denn ich bin da-
von überzeugt, dass unsere Investitionen in das
Gut Bildung entscheidend sind für die Zukunfts-
chancen zukünftiger Generationen.

Ihre Gabriele Bauer
stv. KPV-Landesvorsitzende

KolumneGZ Gabriele Bauer

Zukunftsinvestition
Bildung

Wenn die Stimme 
übers Internet kommt

Warum das alte Telekom-Festnetz schon bald Geschichte sein wird

Beim Telefonieren tut sich was. In Deutschland, wie in vielen an-
deren Ländern, wird die Telefonie auf das Internet Protokoll
(IP) umgestellt. Mazedonien ist das erste Land in Europa, in
dem die Deutsche Telekom ihr komplettes Festnetz mit IP-Tech-
nologie betreibt. Es folgen die Slowakei, Kroatien, Montenegro,
Ungarn, Rumänien, Griechenland und auch Deutschland.

Die Telekom, Deutschlands
größter Telekommunikationsan-
bieter, betreibt hierzulande rund
20 Millionen Festnetzanschlüsse.
Bis 2018 sollen alle auf die neue
IP-Technologie umgestellt sein.
Das ist die größte technische Um-
stellung seit der Digitalisierung
der Netze in den 1990er Jahren.
Schon über fünf Millionen Tele-
kom-Kunden nutzen die neue
Technik. Dabei hat sich beim Te-
lefonieren nichts geändert: Den
Hörer abheben, die Nummer
wählen, ein Gespräch führen. Das
völlig Neue vollzieht sich un-
sichtbar und vom Kunden unbe-
merkt: im Netz.

Das Telefonnetz, das Public
Switched Telephone Network,
kurz PSTN, ist ein weltweites,
komplexes System, das dem
Austausch von Sprache dient
und Telefongespräche, die soge-
nannte Telefonie, abwickelt. 

Die Geschichte des Festnetzes
ist bewegt. 1881 wurden die er-
sten Fernsprechnetze eingerich-
tet, vermittelt via Stöpselverbin-
dung per Hand durch das sprich-
wörtliche „Fräulein vom Amt“.
Es folgten einzelne Ortsnetze, ab
1923 sorgten Fernvermittlungs-
stellen für großflächige Telefon-
verbindungen. Bis 1912 wurden
Telefonleitungen oberirdisch er-
stellt, danach auch durch unterir-
dische Verkehrs- und Untersee-
kabel. 1975 wurde die Wähl-
scheibe gegen die ersten Tasten-
telefone ausgetauscht. Anrufbe-
antworter, Faxgeräte, Rufnum-
mernspeicher und Freisprechein-
richtungen erweiterten die Dien-
ste. In den 1990er Jahren kamen
die ersten Schnurlostelefone auf
den Markt. Einen großen Um-
schwung brachte Ende der
1980er Jahre die Umstellung der
bislang elektromechanischen,
analogen Vermittlungstechnik
auf das digitale ISDN-Netz. 

ISDN war der Einstieg in das
digitale Zeitalter der Telekom-
munikation. Erstmals wurde es
möglich, mehrere Gesprächslei-
tungen an einem Anschluss zu
betreiben und Sprache, Daten,
Text und Bilder über eine An-
schlussleitung digital zu übertra-
gen. Doch der ISDN-Standard
hat sich überlebt. Die aus den
1990er Jahren stammende Tech-
nik wird mit zunehmendem Al-
ter störanfälliger und wartungs-
intensiver. Das neue, einheitliche
und flexible IP-Netz bietet dem
Kunden deutliche Vorteile.

Die neue IP-Telefonie

Heute stehen wir vor einem
Schritt vergleichbarer Dimensi-
on: Das alte, leitungsgebundene
analoge oder digitale ISDN-
Festnetz wird es schon bald nicht
mehr geben. Sein alleiniger Ein-
satzzweck, nämlich die Übertra-
gung von Sprache, ist aus techni-
scher Sicht überholt. 

Bei der modernen Telefonie
über das Internet-Protokoll, kurz
IP, erfolgt die klassische
Sprachübertragung nicht mehr
leitungs- sondern paketgebun-
den. Die Sprache wird digitali-
siert, in kleinen Datenpaketen
über das Internet an den Emp-
fänger transportiert und dort wie-
der als Sprache entpackt. Wer-
den keine Telefongespräche ge-
führt, steht die Bandbreite auch
für andere Internet-Übertragun-
gen zur Verfügung – ein ent-
scheidender Vorteil gegenüber
der alten Festnetz-Technik, bei
der die Bandbreiten belegt blei-

ben, auch wenn sie gar nicht ge-
nutzt werden.

Das Netzwerk selbst sorgt
dafür, dass ankommende Pakete
auf kürzestem Weg weiterge-
reicht und dass beim Ausfall ein
alternativer Weg genommen
werden kann. Das bedeutet hohe
Sicherheit bei der Vermittlung.
Das Netz wird viel effizienter
genutzt und ausgelastet, seine
Verwaltung wird effektiver. 

Telefonieren 
über das Netz

Telefonieren über das Internet
ist grundsätzlich nichts Neues.
Im sogenannten Voice-over-IP-
Verfahren (VoIP) wird bereits
mittels Datenverbindung über
das Internet telefoniert, etwa
über die Computersoftware Sky-
pe. Ein Ersatz für den herkömm-
lichen Telefonanschluss ist VoIP
per PC allerdings nicht, denn sie
bietet vergleichsweise geringen
Komfort und Verbindungsab-
brüche sind an der Tagesord-
nung. Zudem muss der PC stän-
dig eingeschaltet sein und eine
konstante Verbindung zum Inter-
net bestehen.

Das ist beim Telefonieren über
das Internet Protokoll ganz an-
ders: Die Gesprächsverbindun-
gen über IP erfolgen in hervorra-
gender Sprachqualität und dem
Kunden stehen alle Bequemlich-
keiten moderner Telefon-Fea-
tures zur Verfügung. Zudem
kann jeder Anschluss ohne zu-

sätzliche Kosten zwei Sprach-
kanäle nutzen und erhält minde-
stens drei Rufnummern. Fest-
netz-Anrufe können auch über
das Smartphone angenommen
werden und die Zeiten, in denen
Telefonkabel durch das Haus ge-
zogen werden mussten, um auch
im Keller oder auf dem Dachbo-
den erreichbar zu sein, sind end-
gültig Vergangenheit.

Für den Nutzer eröffnen sich
zahlreiche neue Möglichkeiten:
So kann über das IP-Netz etwa
die gesamte Haustechnik gesteu-
ert werden. 

Volle Kontrolle

Mit der IP-Telefonie erhält der
Kunde zudem volle Kontrolle
über seinen Anschluss: Viele
Einstellungen, wie Rufweiterlei-
tungen, Parallelrufe auf mehre-
ren Anschlüssen oder Rufsper-
ren können selber vorgenommen
werden. Die Umstellung zur IP-
Telefonie stellt darüber hinaus
die Voraussetzung für den Inter-
net-Beschleuniger Vectoring dar,
mit dem viele Nutzer Geschwin-
digkeit im Internet gewinnen. 

Für den Kunden ist die neue
Technik daran erkennbar, dass
das Telefon nicht mehr mit der
Telefondose an der Wand, der
ISDN Box oder dem Splitter ver-
bunden wird, sondern direkt mit
dem Router.

Für den Festnetzbetreiber Deut-
sche Telekom ist IP-Telefonie ein
wichtiger Baustein auf dem Weg
hin zu einem leistungsstarken, in-
tegrierten IP-Netz der Zukunft, in
dem alle bestehenden Telekom-
munikationsnetze zusammenge-
führt werden. Durch die intelli-
gente Verknüpfung der Netze mit-

einander erhalten die Kunden im-
mer die beste Verbindung, ob pri-
vat und beruflich, zuhause und
unterwegs – nicht nur heute, son-
dern auch in der Zukunft. 

„Frühjahrsputz“ 
im Bundeshaushalt

Bund der Steuerzahler nimmt Ausgaben kritisch unter die Lupe 
30 exemplarische Fälle belegen überflüssige Förderungen

Auch in Zeiten der Schwarzen Null drängt der Bund der Steuer-
zahler (BdSt) auf strukturelle Einsparungen im Bundeshaushalt.
Da der Bund über Rekordsteuereinnahmen verfügt und die
Zinsausgaben weiter sinken, entstehen im Haushalt enorme fi-
nanzielle Ressourcen, die jetzt genutzt werden sollten. „Die
Haushalts- und Konsolidierungspolitik der großen Koalition
darf bei der Schwarzen Null nicht stehen bleiben. Die Regierung
muss endlich die Altschulden bekämpfen, die Bürger von der
ungerechten kalten Progression befreien und den Solidaritäts-
zuschlag abbauen“, fordert BdSt-Präsident Reiner Holznagel. 

„Stattdessen verfangen sich
die Ministerien in Klientelpoli-
tik. Steuereinnahmen werden
für überflüssige Ausgaben ge-
nutzt.“ Diese Ausgabenflut hat
der BdSt anhand 30 ausgewähl-
ter Fälle für seine „Aktion Früh-
jahrsputz 2015“ kritisch aufge-
arbeitet.

Einsparungen möglich

Mit diesen konkret benannten
Haushaltstiteln und Subventions-
fällen über alle Ministerien hin-
weg zeigt der Verband auf, in
welchen Bereichen übermäßig
viel Geld ausgegeben wird. Die
Beispiele belegen, dass Eins-
parungen auch außerhalb großer
politischer Entscheidungen mög-
lich sind. Hier muss der Rotstift
angesetzt werden, damit der
Bund auch mehr Steuermittel für
sinnvolle Investitionen zum Bei-
spiel in die Verkehrsinfrastruktur
einsetzen kann. „Die große Koali-
tion darf sich nicht länger in
kaum zählbaren Förderungen
verstricken“, warnt der BdSt-Prä-
sident. 

Hier setzt die „Aktion Früh-
jahrsputz“ an, die den Haushalts-
politikern Einsparpotenziale an

die Hand gibt. „Mit unseren Vor-
schlägen lassen sich insgesamt
19,6 Milliarden Euro einsparen.

Darüber muss die Regierung dis-
kutieren“, betont Holznagel mit
Verweis auf den Eckwertebe-
schluss zum Haushalt 2016, der
morgen vom Bundeskabinett be-
raten wird.

Mitnahmeeffekte

Trotz Schwarzer Null müssen
sämtliche Subventions- und För-
derprogramme auf den Prüfstand.
Denn die Fördertöpfe der Bundes-

ministerien rufen große Mitnah-
meeffekte hervor und führen zu
Wettbewerbsverzerrungen. Bei
seinen Prüfungen hat der Bund
der Steuerzahler festgestellt, dass
auch finanzkräftige Firmen mit
Steuergeld subventioniert werden.

Mentalitätswechsel

„Die Bundespolitik braucht
dringend einen Mentalitätswech-
sel“, fordert Holznagel. „Wer auf

einem Schuldenberg von mehr als
1.000 Milliarden Euro sitzt, kann
sich mit der Schwarzen Null nicht
zufrieden geben. Wenn es darum
geht, die Schuldenbremse langfri-
stig einzuhalten, darf es keine Ta-
bu-Themen geben. Wir brauchen
eine nachhaltige Haushaltspolitik
und keine Effekthascherei!“

Der BdSt veröffentlicht seine
„Frühjahrsputz“-Fälle auf der In-
ternetseite www.steuerzahler.de
und auf facebook. 

Sanfter Tourismus:

Daheim ist es 
am schönsten

Der ländliche Raum ist eine Oase der Naherholung und bietet
auch in den Osterferien vielfältige Ausflugsmöglichkeiten. Das
bekräftigte die Bayerische Umweltministerin Ulrike Scharf zum
Beginn der Osterferien in Bayern: „Sanfter Tourismus ist ein
Motor der Regionalentwicklung. Bayern ist ein einzigartiges
Ökoreiseziel mit vielfältigen Ausflugsmöglichkeiten. Ferien vor
der Haustüre sind ein Erlebnis. Der bayerische Naturatlas ver-
netzt die Schutzgebiete in Bayern und dient als Ökoreiseführer“,
so Scharf. 

Sanfter Tourismus kann auch den
Naturschutz vor Ort stärken. Denn
eine intakte Natur und eine prächti-
ge erlebbare Artenvielfalt sind ge-
wichtige Argumente für den Besuch
einer Region. Allein die beiden
bayerischen Nationalparks ziehen
jährlich rund 2 Millionen Gäste an
und sorgen für eine zusätzliche re-
gionale Wertschöpfung von rund 36
Millionen Euro im Jahr.

Umweltbildung

Rund um Ostern locken ver-
schiedene Umweltbildungsange-
bote Besucher mit speziellen Ver-
anstaltungen. Beispielsweise bie-
tet das Bionicum Besucherzen-
trum im Naturkundehaus des
Tiergartens Nürnberg eine kind-
gerechte Schnitzeljagd durch die
Ausstellung und Stationen des bi-
onischen Rundgangs im Tiergar-
tengelände an. Dabei werden
spannende sowie wissenswerte
Informationen rund um die Bio-
nik auf spielerische Art erforscht.
In der Bionik dreht sich alles um

das Lernen von der Natur für die
Technik. Im Innmuseum in Ro-
senheim findet vom 11. April bis
10. Mai an den Wochenenden ei-
ne Sonderausstellung „Klima
Faktor Mensch“ statt, die Fragen
rund um den Klimawandel the-
matisiert. Entlang der Ilz lädt ein
Lehrpfad auf über 70 km Länge
mit Informationstafeln zu Geolo-
gie und Wasser zum Wandern ein.
Die gesamte Strecke im südlichen
Bayerischen Wald liegt in einem
Landschaftsschutzgebiet. In der
Fränkischen Schweiz im Land-
kreis Forchheim bietet das Natur-
denkmal Sinterstufen im Lil-
lachtal ein landschaftliches Klein-
od mit über 120 Schmetterlingsar-
ten und vielen seltenen Käfern.
Traditionell werden zahlreiche
Dorfbrunnen in der Fränkischen
Schweiz über die Feiertage öster-
lich geschmückt.

Eine Bayernkarte mit allen
Schutzgebieten und Hinweise
zur Freizeitgestaltung in Bayerns
Natur sind verfügbar unter
www.natur.bayern.de 

Private Entsorger demonstrieren in Bamberg:

Mittelstand erhalten -
Verstaatlichung stoppen
Anlässlich des Kleinen Parteitags der CSU in der Kongresshal-
le in Bamberg demonstrierten die Mitgliedsunternehmen des
Verbandes der Bayerischen Entsorgungsunternehmen e.V.
(VBS) gegen den Trend zur Rekommunalisierung der Haus-
müllabfuhr. 

Rekommunalisierung, also die
Rückführung zuvor privatisierter
öffentlich-rechtlicher Aufgaben
in kommunale Trägerschaft, be-
droht im Fall der privaten Abfall-
wirtschaft nicht nur die Existenz
vieler kleiner und mittelständi-
scher Betriebe, sondern laut
VBS auch den Geldbeutel der
bayerischen Bürger. 

Flächenbrand

Immer mehr Kommunen ge-
hen diesen Weg. Aus Einzelfäl-
len ist mittlerweile ein Flächen-

brand entstanden. Die privaten
Entsorgern beobachten diesen
Trend mit großer Sorge. Deshalb
haben die VBS-Mitgliedsunter-
nehmen ihren Bedenken in Bam-
berg Nachdruck verliehen. Ihre
Forderung an die Delegierten
lautete: „Mittelstand erhalten!
Verstaatlichung stoppen!“ Die
Demonstration wurde von 20
Müllfahrzeugen verschiedener
Firmen begleitet, die am Veran-
staltungsgelände positioniert wa-
ren. 

Die Organisation der Haus-
(Fortsetzung auf Seite 4)
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(Fortsetzung von Seite 1)
setzt habe. Der Staat müsse endlich
lernen mit dem Geld auszukom-
men, das ihm zur Verfügung steht.
„Deshalb wehren wir uns gegen
jegliche Form von Steuererhöhun-
gen“, unterstrich Söder und er-
gänzte: „Wir werden die Abschaf-
fung der kalten Progression nach-
haltig voranbringen und wir wol-
len nicht zulassen, dass bei der
Erbschaftsteuer durch die Hintertür
massive Belastungen entstehen.“

Söder zufolge ist der ländliche
Raum die Seele Bayerns, den die
CSU mit der Heimatstrategie fit
für die Zukunft machen möchte.
Dazu gehöre die Weiterentwick-
lung des Kommunalen Finanz-
ausgleichs zugunsten struktur-
schwacher Kommunen, der Breit-
bandausbau und die Behördenver-
lagerung mit über 2.000 Mitarbei-

(Fortsetzung von Seite 1)
Schutzmaßnahmen geschaffen
werden (Risiko Governance).
Beispiele für Interessenskonflikte
sind nach Rudolf-Miklaus Dar-
stellung u. a.:

Gemeinde trägt den Großteil
der Kosten des Hochwasser-
schutzes auf ihrem Gebiet, ande-
re Gemeinde ist Nutznießer des
Hochwasserrückhalts ohne eige-
nen Beitrag.

Oberliegergemeinde stellt Hoch-
wasserschutz her und nimmt Re-
tentionsraum weg. Unterliegerge-
meinde hat den Nachteil häufige-
rer Überflutungen.

Zielkonflikt Verfügbarkeit von
Bauland versus Beschränkungen
der Baulandeignung bzw. freien
Nutzbarkeit privater Liegenschaf-
ten durch Gefahrenzonen.

Absiedelung extrem gefähr-
deter Siedlungen oder Gebäude.   

Die Bedeutung des Flussrau-
mes geht in einer Gebirgsregion
wie Südtirol weit über die ökolo-
gische Dimension hinaus. Fluss-
täler bilden den Lebensraum für
den Großteil der Bevölkerung
und sind zugleich die Zentren
der wirtschaftlichen Wertschöp-
fung. Daran lässt sich nach den
Worten von Werner Tschurt-
schenthaler, Bürgermeister der
Südtiroler Marktgemeinde Inni-
chen, gut erkennen, wie wichtig
es ist, die Zukunft von Flussräu-
men gemeinsam mit den Interes-
sengruppen und den Bürgern
weiter zu entwickeln. 

Tschurtschenthaler stellte die
nachhaltige Flussraumentwicklung
am Beispiel der Drau vor. Dem Ne-
benfluss der Donau wurden auf ei-
ner ohnehin schon sehr kurzen
Fläche durch Begradigungen und
Verbauungen drei von 13 Kilome-
tern genommen. Nun sollen ein
Umgehungsstollen und große
Freiflächen die Gemeinde Inningen
vor Hochwasser schützen. Für die-
se Maßnahmen braucht es Grund-
stücke, daher befinde man sich der-
zeit im intensiven Dialog mit den
Grundeigentümern, berichtete der
Bürgermeister.

Im 2014 beendeten Projekt
„SEE (South-East Europe)-Ri-
ver“ wurden Tschurtschenthaler
zufolge Maßnahmen zum Hoch-
wasserschutz analysiert und ver-
glichen. Dabei sei die Einbin-
dung von Betroffenen ein we-
sentlicher Erfolgsfaktor im Pro-
jekt SEE-River; Maßnahmen mit
lokalem Know-how könnten op-
timiert und mögliche Sorgen
oder Vorbehalte der Bevölke-
rung berücksichtigt werden.

Um einen dauerhaften Interes-
sensausgleich zu schaffen und
das Einzugsgebiet der Drau auch
für künftige Generationen zu ei-
nem sicheren, ökologisch wert-
vollen und touristisch attraktiven
Lebensraum zu entwickeln, wur-
de bereits im Vorgängerprojekt
ProDrau, das über das operatio-
nelle Programm „Wettbewerbs-
fähigkeit und Beschäftigung“ des
Europäischen Fond für regionale
Entwicklung EFRE 2007-2013

(Fortsetzung von Seite 1)
tionen. Geldbußen gegen die
Fahrer treffen aber häufig nicht
die eigentlich verantwortlichen
Transportunternehmer. Der ORH
rät deshalb dazu, häufiger bei den
Verantwortlichen die aus dem
Verstoß erlangten Vermögens-
vorteile abzuschöpfen. In Bayern
wurden 2012 auf dieser Grundla-
ge rund 370.000 Euro eingenom-
men, in Baden-Württemberg wa-
ren es zum Vergleich jedoch rund
5 Mio. Euro. Weitere Vorschläge
des ORH, um die Verkehrspoli-
zei wirksamer und gleichzeitig
effizienter zu machen, betreffen
die Personalverteilung anhand
aktueller Belastungszahlen und
die Einführung des bargeldlosen
Zahlungsverkehrs.

Darüber hinaus fordert der
ORH die Fortführung der Kosten-
und Leistungsrechnung bei der
Bayerischen Schlösserverwal-
tung, damit die Abläufe transpa-
renter und wirtschaftlicher werden
und die Steuerung verbessert wer-
den kann. Bis heute könne die
Bayerische Schlösserverwaltung
keine Aussagen zur Wirtschaft-
lichkeit ihres Betriebs machen.
Noch immer fehlten zuverlässige
Informationen über Kosten und
Leistungen. Dies gelte auch für
die Nutzung von Gebäuden. Zu-
dem, so Fischer-Heidlberger, sei
die Hopfenzüchtung und -for-
schung als staatliche Aufgabe zu
hinterfragen. 

„Etwa 40 Prozent der Ausga-
ben sind Personalausgaben. Da-
her versteht es sich von selbst,
dass der ORH dieses Thema stets
aufmerksam beobachtet“, fuhr
der ORH-Präsident fort. Von
2008 bis 2013 habe sich die Zahl
der Stellen um über 19.000 auf
nun rund 282.000 Stellen erhöht.
Dieser Anstieg sei zum größten
Teil auf politische Schwerpunkt-
setzungen im Bereich Schulen,
Hochschulen und Polizei zurück-
zuführen. Für einen kleinen Teil
sei sogar der ORH mitverant-
wortlich, denn er habe immer
wieder zusätzliche Stellen für die
Finanzämter gefordert. Fischer-
Heidlberger: „Insgesamt sieht der
ORH die Stellenentwicklung aber
mit Sorge. Die zusätzlichen Stel-
len führen zu langfristig wirken-
den Steigerungen bei den Perso-
nal- und Versorgungsausgaben.
Deshalb erwarten wir den Versor-
gungsbericht der Staatsregierung
mit großer Spannung.“ 

Neben dem Umstand, dass es
zwischen den von Arbeitgebern
beim Finanzamt angemeldeten
Lohnsteuern und den ihren Ar-
beitnehmern bescheinigten Beträ-

finanziert wurde, eine Steue-
rungsgruppe, bestehend aus  Bür-
germeister, Feuerwehr, Bauern-
bund und den zuständigen Lan-
desämtern ins Leben gerufen.
Dieses Gremium habe sich be-
währt, weil sehr konstruktive
Diskussionen geführt und Kom-
promisse erarbeitet werden. Zwi-
schen 2009 und 2011 seien in In-
nichen Analysen mit konkreten
Anforderungen von Bevölke-
rung, Umwelt, Interessensge-
meinschaften und der Tourismus-
und Landwirtschaft vereint und in
einem Einzugsgebietsplan zu-
sammengefasst worden.

Effizienzpotenziale

An insgesamt fünf Thementi-
schen wurde im Anschluss über
die „Rolle der Gefahrenzonenplä-
ne für Gemeinden“, „Länderüber-
greifenden Hochwasserschutz“,
„Umgang mit gravitativen Natur-
gefahren in der Gemeinde“, „Effi-
zienzpotenziale im Feuerwehrbe-
reich“ und „Potenziale von Schutz-
maßnahmen als Chance innerhalb
eines Gemeindeentwicklungspro-
zesses erkennen und aktiv bearbei-
ten“ diskutiert. 

Für Siegfried Sauermoser, Lei-
ter der Wildbach- und Lawinen-
verbauung (Sektion Tirol), sind
Gefahrenzonenpläne generell „ei-
ne Chance“ für die Raumplanung.
Denkbar seien ein landesweites
Einzugsmanagement und die lan-
desweite Besichtigung möglicher
Retentionsflächen. 

Wie Walter Peer, Communalp
GmbH (Innsbruck), ausführte,
gelte für jedes Projekt, wie groß
oder klein es auch immer sein
mag: Nur professionell geplante
und begleitete Vorhaben können
sinn- und qualitätsvoll umgesetzt
werden. Das bedeute vor allem
auch, jedes Projekt im Gesamt-
zusammenhang der Gemeinde
und der Region zu betrachten,
Kritiker einzubinden und trag-
fähige Kompromisse zu finden.
Communalp sei der starke Part-
ner, der Gemeinden ermächtigt,
ihre eigenen Stärken zu erken-
nen und auszubauen. 

Im Rahmen eines Gemeinde-
entwicklungsprozesses könnten
Schutzmaßnahmen aktiv ange-
sprochen werden. Erfolge dies
bereits vor Erstellung der Gefah-
renzonenpläne, seien frühzeitig
Lösungen mit der Bevölkerung
zu erarbeiten. Damit gingen ent-
scheidende Vorteile wie Bürger-
akzeptanz, Synergieeffekte so-
wie eine langfristig und zukunfts-
orientierte Gemeindeentwick-
lung einher. Das Thema Schutz-
maßnahmen sei übergreifend
und berühre alle acht Daseins-
grundfunktionen - von Arbeiten
bis Wohnen. Es spiele praktisch
in allen Lebens- und Arbeitsbe-
reichen eine Rolle, machte Peer
deutlich.

Den Abschluss der grenzüber-
schreitenden Veranstaltung bilde-
te eine Talkrunde mit Helmut
Mödlhammer (Präsident Öster-

reichischer Gemeindebund), Ernst
Schöpf (Präsident Tiroler Ge-
meindeverband), Andreas Schat-
zer (Präsident Südtiroler Gemein-
denverband), Christoph Kauf-
mann (Vizebürgermeister der
Stadt Innsbruck) und Erster Bür-
germeister Josef Steigenberger,
Bernried (Bayern).

Für regionale Strukturen im
Gefahrenmanagement plädierte
Helmut Mödlhammer, Präsident
Österreichischer Gemeindebund.
Vor Ort würden Leute benötigt,
die die Gefahrensituation beur-
teilen können und als Ansprech-
partner sofort greifbar sind. 

Im Hochwasserschutz sind
nach Mödlhammers Dafürhalten
nicht nur Gefahrenzonenpläne,
sondern mehr Rückhalteräume er-
forderlich. Grundsätzlich löse ein
Plan noch keine Probleme, son-
dern sei nur ein Instrument. Der
Präsident forderte österreichweit
einheitliche „Rechtsgrundlagen“,
was beispielsweise in einer roten
Zone gebaut werden darf und was
nicht. An die Eigenverantwortung
der Haus- und Grundbesitzer ge-
richtet, meinte Mödlhammer:
„Nicht alles kann von oben ver-
ordnet werden. Wenn wir nicht al-
le gemeinsam an einem Strang
ziehen, werden wir derartig große
Herausforderungen letztlich nicht
schaffen.“

Laut Andreas Schatzer (Präsi-
dent Südtiroler Gemeindenver-
band) besteht in den Südtiroler
Gemeinden bereits seit 1997 eine
Gefahrenzonenplan-Durch-
führungsverordnung. 2008 hätten
alle Gemeinden mit diesen Plänen
ausgestattet sein sollen. 2012 wur-
de dieser Termin bis Ende 2015
verlängert. „Auch dieses Datum
wird wohl nicht zu halten sein“,
vermutete Schatzer, da eine Prü-
fung noch nicht erfolgt sei.   

Josef Steigenberger, Bernrieds
Erster Bürgermeister und Bezirks-
vorsitzender des Gemeindetags
Oberbayern, verwies auf Maßnah-
menpläne, die in Bayern gemein-
sam mit den zuständigen Wasser-
wirtschaftsämtern erstellt worden
seien. Als problematisch wertete
Steigenberger den Umstand, dass
die Erinnerung der Bevölkerung an
Naturkatastrophen in der Regel
rasch abnehme, weshalb es erfor-
derlich sei, „erhebliche Überzeu-
gungsarbeit zu leisten“. Die Kennt-
nis der gefährdeten Bereiche sei ei-
ne Voraussetzung, um die eigene
Bedrohung erkennen zu können.
Das Wissen über Entstehungspro-
zesse bzw. Ursachenzuschreibun-
gen und das Wissen über Vorsorge-
maßnahmen sei meist sehr gering
ausgeprägt und das Risiko für Lai-
en nur begrenzt fassbar. 

Da die Planungshoheit in eini-
gen Bereichen doch stark einge-
schränkt werde – Beispiel Land-
schaftsschutzgebiet – stießen die
Gemeinden doch mitunter er-
heblich an ihre Grenzen, fuhr
Steigenberger fort: „Dies ist ein
echtes Dilemma. Von Flächen-
abdeckung sind wir noch ein
großes Stück entfernt.“ DK

gen Differenzen gibt und die der-
zeitige Bearbeitung dieser Fälle
völlig unzureichend ist, was zu
Steuerausfällen in Millionenhöhe
führen kann, bereitet dem ORH
Sorge, dass in den Finanzämtern
zu viele alte Einsprüche unerle-
digt sind. Die lange Bearbei-
tungsdauer verursache Mehrar-
beit, behindere das Besteuerungs-
verfahren der nachfolgenden Jah-
re und könne die Realisierung des
Steueranspruchs gefährden. Die
Altfallbearbeitung muss nach
Auffassung des ORH besser or-
ganisiert und überwacht werden.
Vor allem die vorhandenen Alt-
fälle mit hohem Streitwert oder
Steuerausfallrisiko seien unver-
züglich zu erledigen.

Als „unzureichend“ wird auch
die Organisation und Personal-
wirtschaft bei der Akademie für
Lehrerfortbildung und Personal-
führung (ALP) in Dillingen er-
achtet. Laut ORH hatte die Aka-
demieleitung keinen Überblick
über den Einsatz ihrer Dozenten.
Die hauptamtlichen Dozenten an
der Akademie hielten selbst
kaum Seminarstunden ab.
Gleichzeitig wurden „großzügi-
ge“, zum Teil rechtswidrige Re-
gelungen zur Arbeitszeit erlassen
und Arbeitszeiten ohne nähere
Begründung anerkannt. Der
ORH fordert ein professionelles
Planungs-, Steuerungs- und Do-
kumentationssystem für den Se-
minarbetrieb. Die Regelungen
zur Arbeitszeit und die Arbeits-
zeitkonten seien schnellstmög-
lich zu korrigieren. Das Ministe-
rium müsse sicherstellen, dass
die organisatorischen Defizite
bei der ALP beseitigt werden.

Kopfzerbrechen bereitet dem
Bayerischen Obersten Rech-
nungshof auch das Deutsche Herz-
zentrum München (DHM). Die
vom Freistaat getragene Klinik
kämpft seit Jahren mit einer rück-
läufigen wirtschaftlichen Ent-
wicklung. Sinkende Fallzahlen
und verminderte Einnahmen
durch die Vergütung nach diagno-
sebezogenen Fallgruppen drücken
die Erlöse, mit weiteren Erlösein-
bußen ist in den nächsten Jahren
zu rechnen. Verbesserungen auf
der Kostenseite sind demgegenü-
ber nicht in Sicht. Während die
Klinik 2007 noch fast 11 Mio. Eu-
ro von ihrem Jahresüberschuss an
ihren Eigentümer, den Freistaat,
abführte, fiel 2013 die Zahlung
zum zweiten Mal  komplett aus.
Der ORH befürchtet, dass aus
dem Staatshaushalt dauerhaft Zu-
schüsse für Forschung und Leh-
re geleistet werden müssen, oh-
ne einen Ausgleich aus Be-
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Lob und Kritik...
triebsüberschüssen zu erhalten.

Plädiert wird deshalb für den
Ausbau der Kooperation mit
dem Klinikum rechts der Isar
(MRI). Synergien in Forschung
und Lehre, aber vor allem in der
Verwaltung und Infrastruktur,
sollten konsequent genutzt wer-
den. Vor diesem Hintergrund sei
die 2012 getroffene Entschei-
dung, die bisher bestehende Per-
sonalunion bei der Leitung der
Kardiologie an DHM und MRI
aufzugeben, geradezu kontrapro-
duktiv gewesen, so der Oberste
Rechnungshof. Zukünftig sollten
Doppelstrukturen möglichst ver-
mieden werden. Die seit Jahren
stagnierende Kooperation der
beiden Kliniken müsse nun end-
lich mittels konkreter Maßnah-
men vorangebracht werden.

Anlass zur Kritik bietet außer-
dem der Neubau des Museums
Brandhorst, dessen Fassade
36.000 farbige Keramikstäbe
schmücken. Doch hinter der Fas-
sade ist nicht alles top: Der ORH
fand eine nicht richtig funktionie-
rende Tageslichtsteuerung, viele
Baumängel und stellte einen er-
höhten Energieverbrauch fest.
Auch fünf Jahre nach der Eröff-
nung seien die Mängel noch nicht
behoben, wird moniert. 

Ein weiteres Anliegen des
ORH lautet: „Förderung von
Kindertagesstätten vereinfa-
chen!“ Das bisherige Antrags-
verfahren verursache bei den
Kindertagesstätten, kommunalen
und staatlichen Behörden einen
großen Verwaltungsaufwand.
Dies betreffe insbesondere Kin-
dertagesstätten mit Kindern aus
verschiedenen Gemeinden. Der
ORH schlägt eine Bündelung
des Antragsverfahrens vor, auch
um das pädagogische Fachper-
sonal von Verwaltungstätigkei-
ten zu entlasten und Zeit für die
Kinderbetreuung zu gewinnen.

Der neue Jahresbericht des
Bayerischen Obersten Rech-
nungshofs ist in der Staatsregie-
rung mit Genugtuung aufgenom-
men worden. Sowohl Minister-
präsident Horst Seehofer als auch
Finanzminister Markus Söder
zeigten sich „sehr zufrieden“. Der
ORH selbst habe positiv hervor-
gehoben, dass die Staatsregierung
kritische Anmerkungen der Kas-
senprüfer aus den vergangenen
Jahren aufgegriffen habe, erklärte
Seehofer. Und natürlich werde es
wohl immer Bereiche geben, bei
denen man sich noch verbessern
könne. So würden erhoffte Ein-
sparungen beim Länderfinanzaus-
gleich in die Schuldentilgung ge-
steckt. DK

tern und 900 Studenten als größtes
Infrastrukturprojekt der bayeri-
schen Geschichte. 

„In Bayern leben heißt siche-
rer leben“, machte Bayerns In-
nenminister Joachim Herrmann
deutlich. Er verwies auf die aktu-
elle Kriminalitätsstatistik: Auch
im vergangenen Jahr sei Bayern
das Land mit der niedrigsten
Kriminalitäts- und höchsten Auf-
klärungsquote gewesen.

Die Koalition mit den Bürgern,
das Einhalten von Wahlverspre-
chen und „Bayern zuerst“ – dies
seien die Bedingungen für den po-
litischen Erfolg, hob Parteivorsit-
zender Horst Seehofer hervor. Die
Bevölkerung müsse immer die
Gewissheit haben, dass die CSU
sie höre. Das kluge Bemühen um
das Gemeinwohl müsse im Zen-
trum der Politik stehen. Seehofer

lobte den Energiedialog von Wirt-
schaftsministerin Ilse Aigner und
die Heimatstrategie von Finanz-
minister Markus Söder als gelun-
gene Beispiele für dieses Prinzip. 

Die derzeitigen Berliner Pläne
zur Erbschaftsteuer lehnte der
CSU-Chef ab. Beim Länderfinanz-
ausgleich betonte Seehofer die
bayerische Forderung nach einer
Entlastung des Freistaats. „Ich wer-
de nichts unterschreiben, was Bay-
ern nicht mindestens um eine Milli-
arde entlastet und die Dynamik aus
dem Länderfinanzausgleich hin-
ausnimmt.“ Bei der ebenfalls um-
strittenen Energiewende kündigte
er an, bis zum Gespräch der Partei-
vorsitzenden der großen Koalition
im Juni eine Gesamtschau aus
bayerischer Sicht vorzulegen. Dar-
in werde er auch die Ergebnisse des
Energiedialogs einfließen lassen,
den die Bayerische Staatsregierung
zum umstrittenen Bau von Strom-
trassen geführt hat. DK
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müllabfuhr ist Aufgabe der
Kommunen. Diese haben die
Wahl, die Abfälle entweder über
einen kommunalen Eigenbetrieb
oder über einen beauftragten
Dritten einsammeln zu lassen.
Bislang war die Situation in Bay-
ern so, dass in Großstädten meist
kommunale Eigenbetriebe und
in ländlich strukturierten Gebie-
ten private Entsorgungsunter-
nehmen die Abfallsammlung
durchführten. Seit mehreren Jah-
ren werden diese jedoch ver-
stärkt rekommunalisiert. Zuletzt
hatte der ZAW Donau-Wald die

Rekommunalisierung seines ge-
samten Zweckverbandsgebietes
ab dem Jahr 2016 beschlossen.
Die aktuelle Rekommunalisie-
rungswelle hat existenzgefähr-
dende Auswirkungen – insbe-
sondere auf die vielen kleinen
und mittleren Entsorgungsunter-
nehmen. 

Dieser Rückschritt – hin zu
mehr Staatswirtschaft – ist aus
Sicht des VBS nicht zielführend.
Vielmehr hat der Bürger An-
spruch darauf, dass ihm für die
von ihm gezahlten Gebühren ein
optimales Preis-Leistungsver-
hältnis geboten wird. VBS-Präsi-

VBS-Demo beim Kleinen CSU-Parteitag in Bamberg. 

dent Otto Heinz: „Es gibt keinen
sachlichen Grund dafür, wieso
die Öffentliche Hand die Lee-
rung der Mülltonnen selbst über-
nimmt. Private Entsorgungsun-
ternehmen beweisen seit Jahren,
dass sie das besser und effektiver
können.“ In den zurückliegenden
Monaten hatten auch die Mono-
polkommission, das Bundeskar-
tellamt und der Bund der Steuer-
zahler eindringlich vor den nega-
tiven Auswirkungen kommuna-
ler Wirtschaftstätigkeit gewarnt. 

Bürger sehen 
Rekommunalisierung 
kritisch 

Laut einer bayernweit reprä-
sentativen Emnid-Umfrage se-
hen auch die Bürger den Re-
kommunalisierungstrend in der
Abfallwirtschaft kritisch: 65 %
der Befragten befürchten hier-
durch eher steigende Gebühren.
Zudem sind 67 % der Bayern
„sehr zufrieden“ und 30 %
„eher zufrieden“ mit der Qua-
lität der Dienstleistung ihres
Entsorgungsunternehmens.
Hierzu Otto Heinz: „Diese Zah-
len belegen, dass die mittelstän-
disch geprägte Entsorgungs-
wirtschaft in Bayern ein starker
und zuverlässiger Partner für
Kommunen und Bürger ist.“ 
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G7-Vorbereitung mit Henne-Unimog: 

Ideenreichtum 
gefragt

Die Organisation eines G7-Gipfels ist bestimmt kein Spazier-
gang. In Schloss Elmau in Oberbayern ist, neben einem höch-
sten Maß an Professionalität, eben auch Einfallsreichtum und
Organisationstalent gefragt. So stand der Bauhof der Gemeinde
Krün vor der Herausforderung, den neu angelegten über 25.000
Quadratmeter großen Helikopterlandeplatz hinter dem Schloss
Elmau innerhalb weniger Tage von einer meterhohen Schnee-
decke zu befreien. Denn hier sollte in den ersten Märztagen eine
Funkübung mit bis zu 150 Fahrzeugen und 1500 Beteiligten von
Polizei und Feuerwehr stattfinden.

Laut Bauhofleiter Hans-Jörg
Mayr hätte der Fuhrpark der ca.
2.000-Einwohner großen Ge-

meinde Krün, sehr viel Zeit und
Energie in diese Räumung inve-
stieren müssen. Daher bot er

Die Demonstrationsfahrzeuge von Henne-Unimog räumen mit ihren Schneefräsen den Helikopter-
landeplatz bei Schloss Elmau von der ca. einen Meter dicken Schneeschicht frei. Bild: cvh

dem Kommunalfahrzeug-Spe-
zialisten Henne-Unimog kurzer-
hand das Gelände unterhalb der
bis zu 2.500 Meter hohen Wet-
tersteinwand für eine Leistungs-
schau an. Der Händler aus
Kirchheim-Heimstetten bei
München rückte den Schnee-
massen mit einem Mercedes-
Benz Unimog U 423, einem
Unimog U 430 und einem Mu-
lithog MXC zu Leibe.

Frässchleudern

Der Unimog U 423, mit einem
170 kW (231 PS) starkem 4-Zy-
lindermotor, war bestückt mit ei-
ner Kahlbacher Frässchleuder
KFS 750 (Räumbreite 2,2 m),
der Unimog U 430, mit einem
220 kW (272 PS) starkem 6-Zy-
lindermotor, war ausgestattet mit

einer Kahlbacher Frässchleuder
KFS 950 (Räumbreite 2,4 m).
Der Multihog MXC mit der
Kahlbacher Frässchleuder KFS
750 rundete das Team ab. In
knapp zwei Stunden hatten die
Fahrzeuge ihren Job erledigt.

Leistungsstärke

Frieder Füllemann von Hen-
ne-Unimog war begeistert,
schließlich hat man nicht alle Ta-
ge die Möglichkeit die Lei-
stungsstärke der Fahrzeuge in
diesem Ausmaß zu präsentieren.
Auch die zahlreichen Besucher
von Bauhöfen, aus Behörden
und der Bundeswehr zeigten
sich beeindruckt. Und Bauho-
fleiter Mayr war erleichtert, dass
er für diese Aufgabe einen kom-
petenten Partner gefunden hat. 

Extraarbeit für Gemeinde

Das nächste große Treffen der
Regierungschefs der bedeutend-
sten Industrienationen der Welt,
der G7-Gipfel, findet auf
Schloss Elmau statt, das auf
dem Gebiet der oberbayeri-
schen Gemeinde Krün liegt. Für
die Gemeinde Krün, zwischen
Garmisch-Partenkirchen und
Mittenwald im oberen Isartal,
hat die Organisation längst be-
gonnen und alle Vorbereitungen
laufen auf Hochtouren. Auf
Nachfrage der GZ ob für den
Bauhof zusätzliches Personal
eingestellt wurde, erwiderte
Bauhofleiter Mayr, dass man
die durch den G7-Gipfel anfal-
lenden Extraarbeiten im Grunde
mit der bestehenden Mann-
schaft bewältige. cvh

Multicar M31 mit Aufsatzkehrmaschine:

Profi-Kehrmaschine
und mehr

Eine Profi-Kehrmaschine kann ein Spezialist sein. Sie kann aber
auch viel mehr sein: nämlich ein multifunktionales Fahrzeug mit
hoch spezialisierten Fähigkeiten – wie der Multicar M31 H.

Der kompakte Geräteträger
Multicar M31 H ist ein multi-
funktionaler Profi-Geräteträger
aus dem Hause Hako. Mit über
300 An- und Aufbaugeräten, die
der Markt für dieses Fahrzeug
bietet, wird er jederzeit und ganz
flexibel zum Spezialisten für die
unterschiedlichsten Arbeiten.

Mit der Aufsatzkehrmaschine
MCK2 von Trilety zum Beispiel
verwandelt er sich innerhalb von
nur 30 Minuten in eine kommuna-
le Kehrmaschine. Die Wechsel-
kehrmaschine wird als kompletter
Aufbau direkt auf das Fahrzeug
aufgesetzt und an dessen lei-
stungsfähige 3-Kreis-Hydraulik
angeschlossen. Sie besteht aus ei-
nem Kehr-Saugaggregat und ei-
nem Schmutzfangbehälter inklu-
sive separatem Wassertank. Das
Kehr-Saugaggregat wiederum be-
steht aus drei Elementen: einem
Tellerbesen, der an der rechten
Fahrzeugseite zwischen den zwei
Achsen montiert ist, einem Zu-
bringer-Walzenbesen unter dem
Fahrzeug und einer Saughaube.
Mit dem optionalen Frontbesen
hat die Kehreinheit eine Arbeits-
breite von 2,5 Metern. 

Eine zuverlässige Direktauf-
nahme ist das eine – Kehren auf
beengtem Raum das andere. Der
Multicar M31 ist durch seinen
kompakten Radstand sehr wen-

dig und damit für den kommuna-
len Raum prädestiniert. Dank ei-
ner Breite von nur 1,62 Metern
meistert er auch enge und
schwer zugängliche Bereiche,
wie Fußgängerzonen, Unter-
führungen, Rad- oder Fußwege.

Durch seinen hydrostatischen
Fahrantrieb lassen sich die Ge-
schwindigkeitsbereiche stufen-
los dosieren. So ist feinfühliges
und exaktes Manövrieren auch
im belebtem Umfeld einfach und
sicher möglich. 

Sicherheit wird sowohl bei
diesem Fahrzeug auf allen Ebe-
nen groß geschrieben. Die weit
heruntergezogenen Scheiben des
Fahrzeugs bieten bereits besten
Blick auf die Bürsten und den
Arbeitsbereich. Noch mehr Kon-
trolle über das Arbeiten am
Straßenrand bietet die Rechtslen-
ker-Version des Geräteträgers.

Doch damit nicht genug. Der
Multicar M31 ist der Technolo-
gieführer innerhalb der Produkt-
marke Multicar. Sein Fahrerhaus
ist nicht nur äußerst geräumig
und verfügt über ergonomische
Bedienelemente. Es bietet auch
eine für Fahrer und Beifahrer
einzigartige Sicherheit in seiner
Klasse. Der Geräteträger darf
das DEKRA-Siegel für geprüf-
ten Insassenschutz nach ECE-
R29-Richtlinie tragen. 

Ein Fahrzeug - über 300 Möglichkeiten: Der Multicar M31 wird
mit Kehraufbau zur Profi-Kehrmaschine. 

München ist es, Praxis und Wis-
senschaft so zu verbinden und
die Ergebnisse aufzubereiten,
dass das Wissen universell an-
wendbar, leicht verständlich und
der Prozess „Veranstaltungssi-
cherheit“ damit transparent ge-
staltet werden kann. Der neue
Leitfaden soll daher nicht nur in
Bayern, sondern bundesweit um-
setzbar und anwendbar sein. Er
verfolgt dabei nicht den An-
spruch andere Papiere zur Veran-
staltungssicherheit zu verdrän-
gen, sondern durch aktuelle Er-
kenntnisse und erfolgreich in der
Praxis angewandte Lösungs-
ansätze zu ergänzen. 

Der Leitfaden orientiert sich
daher am folgenden Aufbau:

Einführung in das „System
Veranstaltung“

Einordnung der beteiligten
Akteure

Unterteilung der Veranstal-
tung in Phasen, um Bearbei-
tungsschwerpunkte zu erkennen

Festlegung der Verantwort-
lichkeiten durch eine klare Rol-
lenverteilung 

Benennung und Erläuterung der
Inhalte des Sicherheitskonzeptes

Beschreibung des Genehmi-
gungsverfahrens

Planung für und Reaktion auf
sicherheitsrelevante Ereignisse
anhand verschiedener Arten des
Betriebes während der Durch-
führung der Veranstaltung

Nachbereitung der Veranstal-
tung durch die beteiligten Akteure

Die Anlagen des Leitfadens
enthalten darüber hinaus Merk-
und Infoblätter zu unterschiedli-
chen Themenschwerpunkten wie
„Sicherheitsabsperrungen“,
„Verwendung von Pyrotechnik“
oder „Empfehlungen zur Nut-
zung von Farbpulver bei „Holi-
Festivals“.

Der neue Leitfaden wird auf der
Weltleitmesse für den Brand- und
Katastrophenschutz, Rettung und
Sicherheit „Interschutz 2015“ vor-
gestellt und anschließend zum ko-
stenlosen Download auf der
Internetseite der Berufsfeuer-
wehr München zur Verfügung
stehen. Daneben ist mit Unterstüt-
zung des Bayerischen Gemeinde-
tages und des Bayerischen Städte-
tages eine kostenlose Abgabe in
gebundener Form an bayerische
Kommunen geplant. 

Praxiswissen 
Veranstaltungssicherheit

in Kommunen
Von Dennis Vosteen, Branddirektion München

Die Berufsfeuerwehr München stellt einen neuen „Leitfaden für
Feuerwehr, Sicherheitsbehörde und Polizei sowie Veranstalter
und deren Sicherheitsdienstleister“ vor. Die Anzahl an Veran-
staltungen und damit verbunden die Anforderungen an die 
Sicherheit, haben in den letzten Jahren zugenommen. Eine Fol-
ge dieser Entwicklung ist, dass eine Vielzahl unterschiedlicher
kommunaler Regelungen sowie Veröffentlichungen und Fortbil-
dungsangebote zur Veranstaltungssicherheit erstellt wurden
und bereitgestellt werden. Um in diesem Nebeneinander den
Überblick zu behalten und vor allem Veranstaltungen zu er-
möglichen, anstatt sie zu verhindern, hat die Berufsfeuerwehr
München ihre aus dem Jahr 2012 stammende Handreichung
fortgeschrieben und erheblich erweitert. 

Die Grundlage für die Neuauf-
lage ist das Münchener Praxis-
wissen, dass durch die jährliche
Bearbeitung von über 2.000 Ver-
anstaltungen und der Prüfung
von über 70 Sicherheitskonzep-
ten pro Jahr, ständig erweitert
wird. Zusätzlich konnten neue
Erkenntnisse durch die Beteili-
gung am nationalen, mit Exper-
ten von Polizei, Wissenschaft
und Endanwendern besetzten
und durch das Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung
geförderte Forschungsprojekt
„BaSiGo – Bausteine für die Si-
cherheit von Großveranstaltun-
gen“ übernommen werden. „Wir
haben uns bewusst für den allge-
meinen Begriff „Veranstaltungs-

sicherheit“ entschieden, denn
wir wollen Kommunen und Ver-
anstalter in allen Belangen der
Veranstaltungssicherheit unter-
stützen“, so Branddirektor Peter
Bachmeier, der die fachliche
Verantwortung für die Neuaufla-
ge bei der Berufsfeuerwehr
München übernommen hat.
„Wir streben analog zur 2. Aufla-
ge eine Empfehlung durch das
Bayerische Staatsministerium
für Inneres, Bau und Verkehr an.
Zusätzlich soll der neue Leitfa-
den in den Gremien der Arbeits-
gemeinschaft der Leiter der Be-
rufsfeuerwehren in Deutschland
vorgestellt werden“, so Bach-
meier weiter.

Das Ziel der Berufsfeuerwehr
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Wildkraut
beseitigen

Chemie!ohne
 Mit dem neuen ModiCleaner
 Umweltfreundlich, nur mitWasser
 Nach Bedarf großflächig oder punktuell
 Entfernt auch Kaugummi- und Grobschmutz
 Vielfältiges Zubehör
 Überzeugend im Preis-Leistungs-Verhältnis

Gleich unverbindliche Vorführung vereinbaren!
Tel. 0771 92350 I info@bertsche-online.de

Ideal zur Kanten-
bearbeitungvorher nachher

Bertsche Kommunalgeräte
78199 Bräunlingen
Hüfinger Straße 47
www.bertsche-online.de

Wildkrautvernichtung mit dem Bertsche-Dampf-System. 

Bertsche-Dampf-System:

„Der Kampf 
der Systeme ist 

in vollem Gange“
Wildkrautvernichtung nur mit Wasser

Wildkrautbeseitigung kann mechanisch oder thermisch betrie-
ben werden. Bertsche bietet seit langem mit der Kombination
„Ladog-Fahrzeug mit Ladog-Kehrsaugaufbau und mechani-
scher Wildkrautbürste“ eine mechanische Lösung für stark ver-
unkrautete Flächen sehr erfolgreich an. 

Ein Mann beseitigt Wildkraut
und saugt/kehrt  den Schmutz di-
rekt auf. Die hohe Hydrauliklei-
stung und die enorme Saugleistung
stechen vergleichbare Kehrma-
schinen im Dauerbetrieb dabei aus.

Thermische Vernichtung

Seit einer Saison bietet Bertsche
mit dem ModiCleaner-System die
thermische Wildkrautvernichtung
mit Heißdampf („nur mit Was-
ser“) im Markt an. Vorteil des
Dampfes ist, daß nur sehr wenig
Wasser benötigt wird. Mit prakti-
schen Dampfwerkzeugen ist so-
wohl Handbetrieb als auch der
Betrieb von Anbaugeräten an Trä-
gerfahrzeugen möglich. 

Ein weiterer Vorteil ist die rela-

tiv einfache Technik, ohne viel
Elektronik. Benötigt wird ein Was-
serfaß, der Dampferzeuger HWE
100 und entsprechende Dampf-
werkzeuge. Mit dem Dampfsy-
stem kann auch wetterunabhängig
gearbeitet werden, während Heiß-
wassersysteme bei Regenwetter
die Wirkung fast ganz verlieren. 

Flächenleistung

Inzwischen überschlagen sich
die Anbieter mit Kostenberech-
nungen pro m² und Leistungsbe-
rechnungen in der Flächenlei-
stung – über deren praktischen
Sinn sich jeder Interessent selbst
Gedanken machen muss. 

Wichtig ist die vernichtende
Wirkung auf das Wildkraut und

die ist mittlerweile  beim Bertsche-
Dampf-System bewiesen und die
einfache Handhabung des Syste-
mes - „eben nur mit Wasser“. 

Wildkrautvernichtung ist ein
topaktuelles Thema. Nur mit ei-
ner Vorführung vor Ort kann sich
der Kunde ein Bild machen über
die praktische und wirtschaftli-
che Lösung, die er für seine Ver-
hältnisse braucht. Wichtig ist
auch die Technik im Langzeit-
Betrieb und die daraus entstehen-
den Betriebskosten. Anwender,
die thermische Wildkrautver-
nichtung erfolgreich betreiben
wollen, sollten sich das Bertsche-
Dampf-System näher anschauen
und sich selbst ein Bild machen. 

Das Bertsche-System kann, als

Zusatznutzen, auch zur Kaugum-
mi- und Grobschmutzbeseiti-
gung auf repräsentativen Flächen
erweitert werden. 

Neues kompaktes Multifunktionsfahrzeug B 250 auf der Holder
Vierjahreszeiten Roadshow. Bild: Max Holder GmbH 

Holder-Roadshow:

Neue 
Kompaktgeräteträger

Der Hersteller kompakter Kommunalfahrzeuge Holder zeigte
auf seiner Vierjahreszeiten Roadshow an acht Stationen in ganz
Deutschland Neuheiten und etablierte Lösungen in der Kommu-
naltechnik. Dabei wurden Systemlösungen für den Winterdienst,
zum Kehren, zur Rasenpflege, zur Bewässerung, zur Wildkraut-
bekämpfung und für andere Anwendungen im Ganzjahresein-
satz vorgestellt – vom Einstiegsgerät X 30 über das Erfolgsmodell
C 270 bis zum leistungsstarken Multifunktionsgeräteträger S
1090 mit Zwei-Mann-Kabine.

Auf viel Interesse stießen das
neue, mit unter 2 Metern Bauhöhe
besonders kompakte Multifunkti-
onsfahrzeug B 250 und der erst
kürzlich erstmals vorgestellte
sparsame PowerDrive-Antrieb.

Kommunen und private Dienstlei-
ster schätzten nicht nur die Prä-
sentation der Fahrzeuge, sondern
auch die Möglichkeit, die Fahr-
zeuge im realen Umfeld bzw. in
der direkten Anwendungssituati-
on selber zu testen und zu erfah-
ren. Parallel wurden mit den Hol-
der-Mitarbeitern, den Vertrieb-
spartnern und den Anbaugeräte-
herstellern viele intensive Fachge-
spräche zu allen Fragen der Kom-
munal-, GaLaBau- und Gebäude-
pflege-Technik geführt. 

Nächste Roadshow 
im Herbst

Fach- und Führungskräfte aus
der öffentlichen Verwaltung, von
Bau- und Kommunalhöfen, dem
Garten- und Landschaftsbau so-
wie dem Facility-Management
waren sehr zufrieden und freuen
sich bereits auf die kommende
Holder-Roadshow im Herbst

Tendenz zum Minimalismus
GALABAU innovativ-Fachkongress 2015 in Berlin

Für alle, die nicht immer nur in starren Mustern denken wollen,
war der GALABAU innovativ-Fachkongress 2015 in Berlin eine
gute Gelegenheit, sich von neuen Ideen im Garten- und Land-
schaftsbaubereich inspirieren zu lassen. Praxisorientierte Vor-
träge und eine Ausstellung der 19 GALABAU innovativ-Indu-
striepartner führten den teilnehmenden Betrieben und Fach-
händlern Trends und künftige Herausforderungen für die eigene
Berufspraxis vor Augen. Für insgesamt 430 Teilnehmer wurde
erneut eine abwechslungsreiche Mischung aus praxisorientier-
tem Fachwissen und guter Unterhaltung zusammengestellt. 

Helmut Schingen, Vize-Präsi-
dent des Bundesverbandes Gar-
ten-, Landschafts- und Sport-
platzbau e.V. (BGL), zeigte in
seinem Grußwort die aktuelle
Branchensituation auf: Die Ga-
LaBau-Betriebe in Deutschland
haben 2014 ihren Umsatz um
knapp 9 Prozent auf insgesamt
6,9 Milliarden Euro gesteigert.
Öffentliches Grün und nachhalti-
ge Stadtentwicklung seien die
Zukunftstreiber dieses Wachs-
tums, die von der Verbands-
Kampagne „Urbanes Grün“ stark
unterstützt werden. „Wir müssen
alles daran setzen, das Thema

‚Grün‘ in der Stadtentwicklung
und im Städtebau weiter zu ver-
ankern“, appellierte Schingen.

Andreas Rombeck, Abtei-
lungsleiter GaLaBau/Tiefbau des
hagebau Fachhandels, hob die
beratende und gestalterische
Funktion der Landschaftsgärtner
hervor, die öffentliche wie priva-
te Außenbereiche zu belebenden
und belebten Freiräumen ma-
chen. Er machte auf die aktuelle
Tendenz zu einem Minimalismus
in der Gartengestaltung aufmerk-
sam: „Kreativ und lebendig ein-
gesetzte Grün- und Pflanzenbe-
reiche weichen zunehmend puri-

stisch und teils kühl wirkende
Beton- und Kiesflächen.“ 

Berater und Trainer Oliver Kell-
ner nahm in seinem Vortrag den
„Erfolgsfaktor Mensch“ in den
Fokus und zeigte, mit welchen
Methoden in Verkaufs- und Bera-
tungsgesprächen bestmögliche Er-
folge erzielt werden. „Sogar eine
nur unbewusst negative Stimmung
des Verkäufers wird von Kunden
wahrgenommen und kann Auf-
träge zunichtemachen oder zu 
einer schlechten Zahlungsmoral
führen“, machte Kellner deutlich.
Bei Kundengesprächen jederzeit
voll im Moment – also jederzeit
„ON“ – zu sein, sei heutzutage die
„stärkste Währung der Welt“, so
der Mental-Coach. 

Prof. Rainer Sachse, der über
die „Landschaftsarchitektur im
Wandel“ referierte, machte – an-
hand zahlreicher Projektbeispiele
aus seinem Düsseldorfer Land-
schaftsarchitekturbüro scape –
deutlich, wie sich Außenräume
im urbanen Umfeld aktuell ent-
wickeln. „Freiräume werden im-
mer mehr zum Vermarktungsin-
strument für Gebäude, da umge-
bendes Grün für Wohn- oder
Bürogebäude-Nutzer eine zuneh-
mend größere Rolle spielt“, stell-
te Sachse heraus. „Freiraum
muss heute Mehrwert bieten.“ 

So bringen Außenanlagen

Ästhetik und Funktionalität zu-
sammen – beispielsweise als
Grünflächen-Täler, die nach star-
kem Regen kurzfristig zu Seen
werden, die anliegende Häuser
mit Wasser versorgen, um sich
anschließend wieder als Grün-
fläche zu präsentieren. Darüber
hinaus entstünden in Städten im-
mer häufiger temporäre Grünan-
lagen, etwa auf Flächen, die für ei-
ne spätere Bebauung freigehalten
werden sollen. Als weiteren Trend
machte Sachse erzählende Land-
schaften aus, die anhand von Ge-
staltungselementen oder Infota-
feln mit Geschichten aufwarten.

Einer der Höhepunkte des Kon-
gresses war die Preisverleihung
zum GALABAU innovativ-Pro-
jektwettbewerb 2014. Dazu hatte
die hagebau bundesweit alle Gar-
ten- und Landschaftsbauunterneh-
men aufgerufen, ihre besten Arbei-
ten für Privatkunden einzureichen.
Drei von ihnen zeichnete die Fach-
jury in Berlin aus. Dabei schnitten
bayerische Unternehmen beson-
ders gut ab. So sicherte sich „Die
Gartengestalter GmbH & Co.
KG“, Weilheim, ein Kunde des
Fachhandels Danhauser GmbH &
Co. KG, Schwandorf, den mit 500
Euro dotierten zweiten Platz. Der
erstmals ausgelobte Publikums-
preis ging an Gartenbau Bucher,
Cham, mit dessen ebenfalls in
Cham ansässigem Fachhändler
Max Schierer GmbH. DK

Bayerische Gartenschau in Alzenau:

Einzigartiges 
Sommermärchen

Am 22. Mai 2015 öffnet die Bayerische Gartenschau „Natur in
Alzenau“ ihre Tore und wird bis 16. August Ausflugsziel für
Gartenliebhaber und Kulturbegeisterte. Im Stadtzentrum ent-
stehen zwei neugestaltete, barrierefreie Parkanlagen, die sich
auf neun Hektar den Schwerpunktthemen „Erneuerbare Ener-
gien“ und „Miteinander der Generationen“ widmen. 

Im Generationenpark sollen
Jung und Alt gemeinsam die Na-
tur entdecken. Fühlen, riechen
und schmecken heißt es im „Gar-
ten mit allen Sinnen“ und im
blühenden „Wein- und Rosengar-
ten“ werden heimische Weinspe-
zialitäten offeriert. In der Kneipp-
Anlage „Nichts für Warmdu-
scher“ werden müde Lebensgei-
ster geweckt. Besonders für Kin-
der gibt es viel zu entdecken:
Kletterbegeisterte können sich
auf dem Spielplatz „Kuckucks-
nest“ an Holzspielgeräten auspro-
bieren, die wie überdimensionale
Vogelnester wirken. Bei dem täg-
lichen „Luhmännchen-Mitmach-
programm“ im Märchenwald
können die Kinder einen unbe-
schwerten Tag auf der Garten-
schau verbringen. 

Im Energiepark stehen die er-
neuerbaren Energiequellen im
Mittelpunkt. Sonnen-, Wind-
und Wasserkraft sind in ver-
schiedenen Spiel-Lerngärten,
wie z. B. „Hai Energy“ oder
„Hitziger Garten“ so inszeniert,
dass niemand auf die Idee
kommt, hier belehrt zu werden. 

„Spaß haben!“ lautet das Mot-
to auf der Gartenschau und den-
noch soll zum Nachdenken an-
geregt werden. Nicht mit dem
erhobenen Zeigefinger, sondern
über gemeinsames Erleben und
Spielen will der Energiepark auf-
klären und zum Umweltschutz
„anstiften“. Ein Beispiel mit
großem Spaßfaktor im Energie-
park ist der „CH 4 – Garten“.
Kühe aus Holz, auf denen man
Klettern kann, „rülpsen“ Seifen-
blasen. Dass eine Kuh wertvol-
len Mist produziert, aber auch
ein Treibhauseffekt-Beschleuni-
ger ist, wird hier sehr plastisch
dargestellt. 

Entlang des Energieparks hat
das Wasserwirtschaftsamt die
Kahl renaturiert, das Flüsschen
schlängelt sich jetzt im neuen

Bett und bietet zahlreichen Tie-
ren und Pflanzen Lebensraum.
Als ganz besonderer Bewohner
ist hier der Eisvogel zu nennen,
der sich an der Kahl angesiedelt
hat. Ganz dem Energiepark ent-
sprechend weiden auf der Wiese
unterhalb des Aussichtstegs an
der Kahlaue futuristische Schafe
mit eingepflanzten Solarzellen
und Leuchtröhren. 

Neun Hektar Parkanlage

Neun Hektar Parkanlage, neu
geschaffen mit mehr als 500
frisch gepflanzten Bäumen und
Sträuchern, 1.000 qm Sommer-
blumen und über 1.000 qm Stau-
den: Eine Gartenschau ist auch
immer eine Leistungsschau der
Gärtner. In Alzenau, das im
bayerisch-hessischen Grenzge-
biet liegt, beteiligen sich dement-
sprechend bayerische und hessi-
sche Gärtner aus allen Sparten
des Gartenbaus. Bäume, Sträu-
cher, winterharte Gartenblumen,
einjährige Sommerblüher, Zwie-
belpflanzen, Obst und Gemüse,
beispielhafte Kleingärten, Mu-
stergrabanlagen und Blumen-
schauen machen die Gartenschau
zu einem Fest für die Sinne. 

Alzenau setzt mit der Garten-
schau laut Erstem Bürgermeister
Dr. Alexander Legler eine positi-
ve Stadtentwicklungspolitik fort
und nutzt die Veranstaltung als
Motor für weitere Projekte. Die
neu geschaffene Parkanlage ist
von nachhaltigem Wert, beide
Geländeteile liegen inmitten von
Wohngebieten haben direkten
Anschluss an Schulen, Kinder-
gärten, betreute Wohnanlagen
und die Stadtmitte. Das Ergebnis
ist eine Parkanlage, die noch in
Jahrzenten für Wohn- und Le-
bensqualität steht. Beim Großer-
eignis „Natur in Alzenau 2015“
werden etwa 300.000 Besucher
erwartet. DK

Vorausschauender
Tempomat 

Er hat seine Kraftstoffersparnis vielfach in der Praxis nachgewie-
sen: Der vorausschauende Tempomat Predictive Powertrain Con-
trol (PPC) von Mercedes-Benz Lkw senkt den Kraftstoffverbrauch
um bis zu fünf Prozent und reduziert somit nachweisbar die Ge-
samtbetriebskosten eines Lkw. Jetzt gibt es den Bestseller von Mer-
cedes-Benz fürden neuen Actros, Antos und Arocs auch europaweit
bei den Mercedes-Benz Servicepartnern zur Nachrüstung. 

Die Kosten dafür belaufen sich
in Deutschland auf rund 1.500
Euro (zzgl. Mehrwertsteuer). Der
Einbau dauert nur wenige Stun-
den und muss nicht noch einmal
abgenommen werden.

Wer sich bisher nicht für PPC
entschieden hatte, kann nun die
vielfach nachgewiesenen Vorteile
des vorausschauenden Tempo-
maten nutzen. Ausgehend von ei-
ner typischen Jahresfahrleistung
von rund 130.000 km im Fern-
verkehr und einem Verbrauchs-
vorteil von fünf Prozent, rentiert

sich PPC selbst bei den zurzeit
günstigen Kraftstoffpreisen, ab-
hängig vom Kraftstoffverbrauch,
innerhalb von acht Monaten. Dar-
über hinaus wird die Umwelt
durch nochmals deutlich geringe-
re CO2-Emissionen geschont.

PPC kann in fast allen Lkw der
aktuellen Baureihen Actros, An-
tos und Arocs nachgerüstet wer-
den. Voraussetzung ist eine Neu-
zulassung des Lkw ab August
2012 und das vollautomatisierte
Getriebe namens Mercedes Po-
werShift 3. 
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Der starke Tiroler
TRAKTORENWERK LINDNER GMBH   
Ing.-Hermann-Lindner-Str. 4, 6250 Kundl/Tirol, lindner-traktoren.at

DIE LINDNER KOMMUNALPALETTE
UNITRAC, GEOTRAC & LINTRAC

FRONTHYDRAULIK 
KOSTENLOS
+ 2 JAHRE GARANTIE

Aktion gültig von 16.2. – 15.7.2015 für alle Geotrac und Lintrac Neufahrzeuge in Verbindung mit der Preisliste 02-2015.

Veitshöchheimer Landespflegetage:

Mut zu Veränderungen
„Wünsche, Werte, Wandel – der GaLaBau ist gefordert!“ lautete
das Motto der diesjährigen Veitshöchheimer Landespflegetage.
Die traditionsreiche Fachtagung  in den Mainfrankensälen bot
den über 600 Teilnehmern erneut ein breites Spektrum an The-
men rund um die Garten- und Landschaftspflege. Ihren Beitrag
dazu leistete neben einem umfangreichen Fachprogramm auch ei-
ne begleitende Fachschau mit über 60 Ausstellern.

Der Präsident der Bayerischen
Landesanstalt für Weinbau und
Gartenbau, Dr. Hermann Kolesch,
griff eingangs den Begriff „Wan-
del“ aus dem Tagungsmotto auf:
„Veränderungsbereitschaft ist der
Erfolgsfaktor des Unternehmers“,
meinte er und wünschte deshalb
allen Landschaftsgärtner Mut zu
Veränderungen. 

Ulrich Schäfer, Präsident des
Verbands Garten-, Landschafts-
und Sportplatzbau Bayern e.V.,
unterstrich seinerseits, dass der
Wandel hin zu einer immer städti-
scheren Lebensform eine Heraus-
forderung für die öffentlichen
Freiräume darstelle. Schäfer be-
zeichnete Grün als ein Qualitäts-
merkmal im Stadtmarketing, das
es nicht nur als Kostenfaktor, son-
dern als Standortfaktor zu berück-
sichtigen gelte.

Versuche mit Ansaatmischun-
gen für öffentliche und private

Grünflächen sowie für Mittel-
streifen standen im Mittelpunkt
der Vorträge von Angelika Ep-
pel-Hotz und Kornelia Marzini.
Beim Thema Belagsflächen war-
teten Robert Sikorski von der In-
teressengemeinschaft Deutscher
Pflasterer und Steinsetzer e.V.
und Thomas Leopoldseder mit
einem Vergleich alter Hand-
werksregeln und aktueller Regel-
werksvorgaben auf. Johannes
Pitzer wiederum stellte farbige
Beläge vor – aus neuen und aus
traditionellen Materialien. Zu-
dem wurde von zwei GaLaBau-
Praktikern der finanzielle Aspekt
gebauter Werte beleuchtet.

Berichte über die Versuchser-
gebnisse der Abteilung Landes-
pflege umfassten schließlich ein
weites Themenspektrum: Ge-
müse vom Dach, Vertikalbegrü-
nungssysteme, Stadtbäume der
Zukunft sowie Streuobstsorten.

Die Heck-, Front- und Arbeitshydraulik mit Verstellpumpe 
machen den Lintrac zum vielseitigen Geräteträger.

Innovationsführer
Lindner auf 

derAstrad in Wels
Im Mittelpunkt stehen der neue stufenlose Lintrac 

sowie der Unitrac 102S, der die Abgasstufe Euro 6 erfüllt

Kommunalprofis sind beim Lindner-Stand auf der Messe 
ASTRAD & austroKOMMUNAL Wels, der größten Kommu-
nalmesse Österreichs genau richtig: Das Tiroler Familienun-
ternehmen zeigt am 22. und 23. April unter anderem den neu-
en Lintrac. Der Lintrac ist ein stufenloser Standardtraktor mit
Vierradlenkung, der besonders einfach zu bedienen ist. Beim
Lintrac hat Lindner die jahrelange Erfahrung mit der 4-Rad-
Lenkung der Unitrac-Transporter genutzt.

Das Ergebnis ist eine für den
Traktorbereich neue Dimension
der Wendigkeit, die hintere Achse
lenkt bis zu 20 Grad ein. Beson-
ders praktisch: Per Knopfdruck
kann der Einschlag der Hinterrä-
der begrenzt werden. Damit wird
verhindert, dass die Hinterräder
streifen, wenn aufgrund schwieri-
ger Straßenverhältnisse Schnee-
ketten notwendig sind.

Die Heck-, Front- und Arbeits-
hydraulik mit Verstellpumpe ma-
chen den Lintrac zum vielseitigen
Geräteträger. Der sparsame Turbo-
Dieselmotor von Perkins ist mit ei-
nem Partikelfilter ausgestattet: Da-
durch werden die Vorschriften der
Abgasstufe 3B erfüllt.

Neuer Unitrac 102S

Für besondere Wendigkeit ste-
hen auch die Unitrac-Transpor-
ter. Das neueste Modell ist der
Unitrac 102S, der die strengen
Vorschriften von EURO 6 erfüllt.
Die neue Abgasnorm Euro 6

schreibt vor, dass die Emissionen
von Dieselrußpartikeln und Stick-
oxid im Vergleich zu Euro 5 um
bis zu 90 Prozent verringert wer-
den müssen. Der Unitrac 102S
ist serienmäßig mit einem ge-
schlossenen Partikelfiltersystem
ausgestattet. 99,9 Prozent der
Feinpartikel werden im Filter
aufgefangen. Das Filtersystem
ist nahezu wartungsfrei. 

Speziell für den 
Kommunalbereich

Beim Unitrac 102S baut Lind-
ner darüber hinaus einen eigenen
Adblue-Tank ein. Die Harnstoff-
lösung reduziert Schadstoffe deut-
lich. Ein weiterer Pluspunkt: Der
Kraftstoffverbrauch wird ohne
Verlust der Motorleistung ge-
senkt. Die Unitrac-S-Modelle mit
fünf Tonnen Nutzlast sind spezi-
ell für den Kommunalbereich ge-
dacht und besonders für den in-
nerstädtischen Bereich geeignet.

Geotrac 134ep

Im Traktorenbereich bietet
Lindner mit dem Geotrac 134ep
das optimale Modell für Kommu-
nalprofis. Der 134ep leistet 144
PS, das Getriebe gibt es bis zu 50
km/h. Die gefederte Kabine und
die Frontachse punkten im an-
spruchsvollen Winterdienst mit
langen Einsatzzeiten.

Lindner-Werksausstellung:

Zahlreiche Neuheiten
Im März drehte sich beim Lindner-Innovationszentrum wie-
der alles um die neuesten Produkte des Tiroler Familienunter-
nehmens. So zeigte Lindner bei der Werksausstellung, zu der
mehr als 6.000 Besucher kamen, erstmals den Lintrac in der
Schmalspurausführung für die Kulturlandwirtschaft. 

„Mit dem Lintrac für die
Berg- und Grünlandwirtschaft
und dem Kommunal-Lintrac ist
das Trio komplett“, erklärt Ge-
schäftsführer Hermann Lindner.
Der Lintrac ist der erste stufen-
lose Standardtraktor mit mitlen-
kender Hinterachse, in der Versi-
on für die Kulturlandwirtschaft
beträgt die Außenbreite 1,70 Me-
ter. „Wir haben sowohl von Wein-
als auch von Hopfenbauern wert-
volle Rückmeldungen bekom-
men, die wir in die weitere Ent-
wicklung einfließen lassen.“ Die
finale Version wird auf der Wie-
selburger Messe gezeigt.

Innovativer Ballenpicker

Ein weiteres Highlight war
der neue Ballenpicker für die
Unitrac-Transporter, der für
noch mehr Effizienz und Si-
cherheit bei professionellen
Heuarbeiten sorgt. Entwickelt
wurde der Ballenpicker von
Blasius Gerg, dem Geschäfts-
führer der niederbayerischen
Gerg GmbH. Das Unternehmen
ist auf Modell- und Formenbau
spezialisiert. Der passionierte

Nebenerwerbslandwirt Gerg
stellte sich die Frage, wie man
Heuballen am Hang ohne einen
zusätzlichen Traktor aufneh-
men und sicher transportieren
kann. 

Der Ballenpicker besteht aus
zwei hydraulisch aufklappbaren
Zylindern, die abwechselnd abge-
senkt werden können und Ballen
aufnehmen. In jeden Zylinder
passen drei Heuballen. Im aufge-
klappten Zustand sind die Zylin-
der leicht versetzt und sichern
so die Ladung ohne zusätzliche
Hilfsmittel. Der Ballenpicker
funktioniert mit der Fahrzeughy-
draulik aller Unitrac-Modelle und
ist als Wechselaufbau einfach zu
installieren.

Feuerwehr-Unitrac

Ein Unitrac in der Feuerwehr-
ausführung, der extra für die
Bekämpfung von Waldbränden
ausgestattet wurde, war rund
um das Kommunalforum Al-
penraum zu sehen.
Weitere Infos: www.kommunal-
forum-alpenraum.eu bzw. www.
lindner-traktoren.at

Vom Reiz kommunaler
Grünflächen

Wenn im März die ersten Krokusse auf den Rasenflächen und Bee-
ten Farbe zeigen und das Ende des Winters verkünden, zieht es die
Menschen wieder in die Parks und Grünflächen der Städte. Die
frühblühenden Ziergehölze und das zarte Grün des Austriebs laden
zum Frühlingsspaziergang ein und lassen ahnen, was das öffentli-
che Grün im kommenden Sommer bietet. Es dauert nicht mehr
lange, bis die grünen Lungen der Städte die Bürger wieder aufat-
men lassen. Vor allem für die dicht bebauten Innenstädte sind
Grünflächen wichtig, denn sie sorgen für den Ausgleich von Tem-
peratur und eine bessere Luftqualität. Gleichzeitig dienen sie als
Ort der Ruhe, Erholung und auch der Freizeitgestaltung. 

Wer genau hinschaut, entdeckt
in den Parks bereits die ersten
Frühjahrsboten: Sträucher wie die
Zaubernuss und der Duftschnee-
ball, Scheinhaseln und Forsythien,
aber auch Obstbäume, Kastanien,
Weißdorn und Linden blühen und
duften. Auch für Bienen und ande-
re Insekten in der Stadt sind die
Frühjahrsblüher besonders wich-
tig, denn sie bieten die ersten Nek-
tar- und Pollenangebote: Sie sind
nicht nur für Parkbesucher schön,
sondern schaffen Lebensräume in
Städten. Der Münchner Zoologe
Professor Josef H. Reichholf be-
zeichnet in seinem Buch „Stadtna-
tur“ Städte als „Inseln der Arten-
vielfalt“. So finden sich in einigen
Städten doppelt so viele Wild-
pflanzenarten als in ihrem Um-
land. Ornithologen haben deutsch-
landweit belegt, dass städtische
Gebiete viel reicher an Vogelarten
sind als ländliche: Je größer die
Stadt, desto mehr Vogelarten! Le-
bensraum und Futtergrundlage für
Insekten, Vögel und andere Wild-
tiere in Städten sind Gärten und
vor allem öffentliche Grünflächen
– entscheidend ist, dass hier mög-
lichst viele unterschiedliche Pflan-
zen wachsen. 

Der Reiz der kommunalen Grün-
flächen liegt in ihrer Vielfalt. Wäl-
der und Parks, Spielplätze, histori-
sche Gärten, Wiesen- und Wasser-
flächen, aber auch prachtvolle Al-
leen und nicht zuletzt Friedhöfe
prägen das Bild der Städte. Hier
wird Natur erlebbar und ist im be-
sten Falle fußläufig erreichbar. Da-
mit die Bürger die schönen Tage in
den Parks und Gärten der Stadt
richtig genießen können, sind jetzt
im Frühjahr viele Pflege- und Auf-
räumarbeiten zu erledigen.

Zwar war der Winter 2014/2015
nur durchschnittlich nass und kalt,
dennoch hat er seine Spuren hinter-
lassen. Es gilt, das restliche Herbst-
laub zu entfernen, Rosen und ande-
re Ziersträucher zu schneiden,
Parkbänke und Wege auszubessern
und in den Beeten und Rabatten
Gehölze und Stauden nachzupflan-
zen. Bürger hegen einerseits hohe
Erwartungen an Ausstattung
und Pflegezustand des öffentli-
chen Grüns, wissen aber oft nicht,
welch hoher Arbeitsaufwand dahin-
ter steht. 

Helmut Selders, Präsident des
Bundes deutscher Baumschulen

(BdB) e.V., sieht überall dort große
Herausforderungen auf die Kom-
munen zukommen, wo Grün-
flächenämter ausgedünnt werden:
„Problematisch ist, dass in vielen
Kommunen Budgeteinsparungen
im Grünbereich und verschiedene
Modelle zur Neuorganisation im
Ergebnis meist zu einem latenten
Abbau der Grünpflegeintensität ge-
führt haben. Wertvolle Grünanla-
gen können jedoch nur durch inten-
sive Pflege und kompetentes Perso-
nal wertvoll gehalten werden.“ 

Die teilweise mangelnde Pflege
sieht man den Grünflächen nach
wenigen Monaten an, die zu späte
Pflege ist meist aufwändiger und
teurer. Selders: „Personell und ma-
teriell gut ausgestattete Grünflä-
chenämter sind unseres Erachtens
unersetzlich für den Erhalt der At-
traktivität des öffentlichen Raumes
und damit auch für die Lebensqua-
lität der Bürger.“

Die Gartenamtsleiterkonferenz
fordert in ihrem Positionspapier
Grünflächenmanagement: „Aus
kommunalpolitischer Sicht sind
die Organisation und die Verant-
wortung für das öffentliche Grün
und das Grünflächenmanagement
in einer Hand zusammen zu
führen.“ Der BdB unterstützt diese
Forderung und verweist auf Unter-
suchungen, die den ökologischen,
wirtschaftlichen und sozialen Wert
begrünter Städte belegen. So iden-
tifizieren sich die Bürger in be-
grünten Stadtteilen stärker mit ih-
rer Lebensumgebung, dort ist so-
gar die Kriminalitäts- und Vanda-
lismusrate geringer als in minimal
begrünten Gebieten. Selbst auf die
Investitionsentscheidungen von
Unternehmen hat das Stadtgrün ei-
nen Einfluss, denn der Standort-
faktor Umfeld beeinflusst auch die
Zufriedenheit der Mitarbeiter und
damit auch den Erfolg und Wert
des Unternehmens. 

BdB-Präsident Selders: „Das
Frühjahr eignet sich besonders als
Jahreszeit, in der die Grün-Verant-
wortlichen der Städte ihre Arbeit
den Bürgern zeigen können. Viele
Kommunen organisieren ‘Dreck-
Weg-Tage‘, ‚Aufräum- oder Um-
welttage‘ oder gleich einen ‚Tag der
offenen Tür‘ im Grünflächenamt.
So wird das Bewusstsein auch für
die Leistungen der Kommunen
zum Erhalt und zum Ausbau öffent-
licher Grünflächen geweckt.“

Frank Angermüller erläuterte,
vor welchen neuen Krankheiten
und Schädlingen Pflanzen zu
schützen sind. Welches Mulch-
material sich bei seinen Pflanzun-
gen am besten bewährt hat, darü-
ber gab Andreas Schulte Auskunft.
Außerdem berichtete Nikolai
Kendzia über seine Erfahrungen
mit Rasenmährobotern. DK
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Bayerische Abfall- und Deponietage 2015: 

Für eine ambitionierte 
Recyclingpolitik

Deutschland gilt zwar als Musterknabe in der Erfassung und Ver-
wertung von Wertstoffen, dennoch wird offenbar Optimierungs-
potenzial gesehen. So lautete der Tenor der 16. Bayerischen Ab-
fall- und Deponietage im Bayerischen Landesamt für Umwelt in
Augsburg. Begleitet wurde der zweitägige Kongress von einer
Fachausstellung, auf der sich 21 branchenspezifische Unterneh-
men und Dienstleister den Kongressteilnehmern präsentierten.

Kann die moderne Kreislauf-
wirtschaft tatsächlich einen we-
sentlichen Beitrag zur Rohstoff-
versorgung leisten? Mit dieser Fra-
ge beschäftigten sich die Beiträge
des ersten Veranstaltungstages.
Fakt ist: Das Bundesumweltmini-
sterium strebt mit dem geplanten
Wertstoffgesetz und der Weiterent-
wicklung der „gelben Tonne“ bzw.
des „gelben Sacks“ zur Wert-
stofftonne an, weitere Haushalts-
abfälle für ein hochwertiges Recy-
cling zu erschließen. Thomas Nie-
borowsky, Geschäftsführer des
KUMAS e. V., wies jedoch darauf
hin, dass man bereits vor zehn Jah-
ren eine ergänzte Wertstofftonne,
die sog. Zebratonne, diskutiert ha-
be, die immer noch nicht einge-
führt sei. Für den Präsidenten des
Bayerischen Landesamtes für
Umwelt, Claus Kumutat, ermög-
licht indes das bayerische Bringsy-
stem eine saubere Getrennterfas-
sung und somit auch hohe Verwer-
tungsquoten.

Wie Dr. Siegfried Kreibe vom
bifa Umweltinstitut in Augsburg
darlegte, seien Metalle wie Stahl
und Aluminium, aber auch Glas,
Papier, Pappe und Karton gute
Beispiele für ein funktionierendes
Recycling und den Einsatz von
Sekundärrohstoffen. Je schwieri-
ger sich das Recycling technisch,
aber auch aus Sicht der Märkte
darstelle, umso niedriger liegen
die effektiven Quoten. Paradebei-
spiel hierfür seien die Mischkunst-
stoffe aus dem sog. Verpackungs-
recycling. Noch schwieriger wer-
de es beim Recycling von Handys
oder Smartphones. Edelmetalle
würden schon heute mit hohen
Ausbeuten zurückgewonnen. An-
dere Metalle gingen weitergehend
verloren, vor allem deshalb, weil
sich der notwendige, hohe Auf-
wand nicht rechne.

Öffentliche und private Entsor-
ger streiten dennoch um die Deu-
tungshoheit, wer das Recht zur
getrennten Einsammlung hat oder
in Zukunft haben soll. Beide Sei-

ten verharren in Maximalpositio-
nen, schließlich geht es dabei um
viel Geld. Durch verstärkte Re-
kommunalisierungsbemühungen
der entsorgungspflichtigen Kör-
perschaften sehen sich aber vor al-
lem mittelständische Unterneh-
men zunehmend in ihrer Existenz
bedroht.

Am zweiten Veranstaltungstag
wurde neben den aktuellen Ent-
wicklungen im Deponierecht und
der Darstellung der Deponiesitua-
tion in Bayern die Fortschreibung
der bundeseinheitlichen Qualitäts-
standards für den Deponiebau dis-
kutiert. Ob die Entsorgungskapa-
zitäten in Bayern für mineralische
Abfälle ausreichend sind sowie die
Anforderungen an Neubau, Siche-
rung und Entlassung von Deponi-
en aus der Nachsorge waren wei-
tere Themen. Ein Leitfaden mit
Vollzugshinweisen, welche Prüf-
kriterien hinsichtlich der Gasent-
wicklung, Umsetzungsvorgänge,
Sickerwasserqualität und Standsi-
cherheit zur Entlassung aus der
Nachsorge anzulegen sind, runde-
te die diesjährigen Abfall- und De-
ponietage ab.

Über den aktuellen Stand in
Bayern hinsichtlich Erfassung
und Recycling von Wertstoffen
aus Siedlungsabfällen informierte
Christian Daehn, Bayerisches
Landesamt für Umwelt, Augs-
burg. Seinen Ausführungen zu-
folge liegt das Gesamtaufkom-
men an Hausmüll (Abfall aus
Haushaltungen sowie damit ge-
meinsam entsorgter Abfall aus
kleineren Gewerbebetrieben, Be-
hörden etc.) seit 1991 nahezu un-
verändert bei gut 500 kg/Einwoh-
ner und im Jahr 2013 betrug es
521 kg. Durch den Ausbau der
Erfassungssysteme für Wertstoffe
stiegen aber die einwohnerbezo-
genen Mengen der getrennt erfas-
sten Wertstoffe von 153 kg in
1991 auf 342 kg im Jahr 2013. 

Im Gegenzug halbierte sich im
gleichen Zeitraum das einwoh-
nerbezogene Restabfallaufkom-

men von 359 kg auf 178,5 kg. Die
Verwertung der getrennt erfassten
Wertstoffe hat sich auf einem ho-
hen Niveau stabilisiert und die
Verwertungsquote liegt seit dem
Jahr 2000 zuverlässig über 70 %.
Allerdings konnten seitdem auch
keine signifikanten Steigerungen
mehr erreicht werden. „Es macht
deshalb durchaus Sinn, über Op-
timierungsmöglichkeiten nachzu-
denken“, so Daehn. 

Die Abfallbilanz zeige, dass
sich mit Holsystemen größere
Mengen an Wertstoffen erfassen
und die Restmüllmengen reduzie-
ren lassen. Restmüllsortierungen
bestätigten, dass sich der Wert-
stoffanteil im Restmüll reduziert,
wenn für diese Wertstoffe kom-
fortable Holsysteme angeboten
werden. Deshalb erscheine es
durchaus sinnvoll, diese für die
wichtigen und regelmäßig anfal-
lenden Wertstoffe (Bioabfall, Pa-
pier und Leichtverpackungen)
weiter auszubauen und sie dem
Bürger zumindest anzubieten, un-
terstrich Daehn. Für Wertstoffe,
die seltener und in geringeren
Mengen anfallen, erschienen da-
gegen Bringsysteme durchaus
sinnvoll und hier könne auch wei-
terhin auf den Wertstoffhof ge-
setzt werden. Dies gelte beispiels-
weise für Metalle und Nichtver-
packungskunststoffe. Dort könn-
ten aber auch spezielle Abfall-
fraktionen wie Elektro- und Elek-
tronikaltgeräte oder Problemab-
fälle unter geeigneten Randbedin-
gungen angenommen werden. 

In den vergangenen Jahren hat
eine Konsolidierung stattgefun-
den und sich die Anzahl der Wert-
stoffhöfe geringfügig auf nun-
mehr 1.656 verringert. Die abso-
lute Zahl erscheint hier aber nicht
so wichtig wie ein gutes Angebot
hinsichtlich Erreichbarkeit, Ent-
sorgungsmöglichkeiten und Öff-
nungszeiten. Ob mit der vorgese-
henen Wertstofftonne tatsächlich
große Fortschritte bei der Erfas-
sung von Wertstoffen erzielt wer-
den können, wird dagegen eher
skeptisch gesehen.

Die gemeinsame Position der
privaten Entsorgungswirtschaft
zum Recycling von Wertstoffen
aus Siedlungsabfall erläuterte Ot-
to Heinz, Präsident des Verbandes

der Bayerischen Entsorgungs-
wirtschaft e. V. Nach seinen Wor-
ten setzen sich die Verbände dafür
ein, dass ein Wertstoffgesetz sich
nicht alleine auf die stoffgleichen
Nichtverpackungen in Ergänzung
zur bisherigen Verpackungsent-
sorgung bezieht. Daher sollten
auch für andere Wertstoffe aus
privaten Haushalten anspruchs-
volle Recyclingquoten formuliert
werden.

Einen entscheidenden Beitrag
dafür, dass Sekundärrohstoffe aus
privaten Haushalten in hoher
Quantität und optimaler Qualität
erfasst und in den Wirtschafts-
kreislauf zurückgeführt werden,
leisteten die seit Jahrzehnten be-
stehenden gewerblichen Sam-
melstrukturen (z. B. Altpapier,
Schrott/E-Schrott, Alttextilien).
Diese seien daher zu erhalten und
auszubauen sowie neue Wert-
stoffsammlungen gewerblicher
Entsorgungs- und Recyclingun-
ternehmen (z. B. Kunststoffe)
ausdrücklich zu fördern.

Heinz: „Die sich hieraus erge-
benden Effekte für Wirtschafts-
wachstum, Arbeitsplätze, Energie-
einsparung und Klimaschutz sind
erheblich und unabweisbar. Die
Bundesrepublik kann ihre interna-
tionale Vorreiterrolle in der Sekun-
därrohstoffwirtschaft nur dann er-
folgreich ausbauen, wenn sie sich
zu einer ambitionierten Recycling-
politik und dazu passenden Rah-
menbedingungen bekennt.“

Die Verbände setzen sich für ei-
ne neutrale Zentrale Stelle in ei-
ner geeigneten Rechtsform wie
beispielsweise eine Stiftung ein,
die mit hoheitlichen Aufgaben
ausgestattet wird, wobei eine 
öffentlich-rechtliche Beleihung
möglicherweise durch das Um-
weltbundesamt empfehlenswert
wäre. Qualitätsfragen sollten ver-
bindlich durch einen Qualitätsbei-
rat geregelt werden. Die Zentrale
Stelle sollte entweder durch die
Marktanteile der Dualen Systeme
finanziert werden oder sie könnte
von den Verpflichteten Gebühren
für die einzelnen Dienstleistun-
gen erheben.

Die Position der kommunalen
Abfallwirtschaft zum Recycling
von Wertstoffen aus Siedlungsab-
fall machte Helmut Schmidt,
Landesvorsitzender Bayern des
VKS im AKU Abfallwirtschafts-
betrieb der Landeshauptstadt Mün-
chen, deutlich. Der „unergiebigen
Diskussion“ um ein „Wertstoff-
gesetz“ stelle der VKU eine stoff-
stromspezifische Recyclings-
trategie entgegen, die für die
wichtigsten Abfallfraktionen kon-
krete Verwertungsziele definiert.

Die von einem Wertstoffgesetz er-
hoffte Mengensteigerung sei ange-
sichts der Recyclingpotentiale im
Siedlungsabfall völlig unzurei-
chend. Die wesentlichen Masse-
ströme würden durch ein „Wert-
stoffgesetz“ in der derzeit disku-
tierten Ausprägung nicht erfasst.

Daher ist es aus Schmidts Sicht
notwendig, auf Grundlage der be-
stehenden und insoweit auch aus-
reichenden rechtlichen Rahmen-
bedingungen die Getrennterfas-
sung und Verwertung der Haus-
haltsabfälle jetzt konkret voranzu-
bringen, um die europäischen An-
forderungen an Recycling und
Ressourceneffizienz zu erfüllen.
„Wir schlagen daher konkrete
Recyclingquoten für die wichtig-
sten Abfallfraktionen vor, die die
kommunalen Entsorgungsunter-
nehmen unter Berücksichtigung
der lokalen bzw. regionalen Ver-
hältnisse vor Ort erreichen wollen.
Wir erwarten dabei, dass sich auch
die anderen für Siedlungsabfälle,
insbesondere für die Gewerbeab-
fälle zur Verwertung, zuständigen
Akteure in gleicher Weise ihrer
Verantwortung stellen.“

Mit „erforderlichen Entsor-
gungskapazitäten für minerali-
sche Abfälle aus Sicht der baye-
rischen Entsorgungswirtschaft“
setzte sich schließlich Stefan
Schmidmeyer, Baustoff Recyc-
ling Bayern e. V., München, aus-
einander. Das Potential für Recy-

cling-Baustoffe ist seiner Ansicht
nach nur zu einem geringen
Teil ausgeschöpft. Mehr Abfäl-
le könnten aufbereitet und vor-
handene Märkte besser bzw. neue
Märkte erschlossen werden.
„Entscheidend ist, dass eine aus-
reichende und den Produkteigen-
schaften entsprechende Nachfra-
ge nach Recycling-Baustoffen
geschaffen wird.“ 

Aber auch wenn durch die ge-
zielte Förderung der Anteil des
Recycling wesentlich angehoben
werden kann, bleibe die Forde-
rung bestehen, ausreichende Ver-
füll- und Deponiekapazitäten für
die Zukunft zu schaffen, fuhr
Schmidmeyer fort. Nicht alle mi-
neralischen Abfälle könnten über
das Recycling bautechnisch ver-
wertet oder aber in Bauprodukten
wiederverwendet werden, da sie
bautechnisch nicht geeignet oder
zu hoch belastet („Schadstoff-
senke“) seien.

Die Durchsetzung von entspre-
chenden Standortgenehmigungen
zur Verfüllung und zum Bau von
Deponien müsse mit Unterstüt-
zung der Verwaltung und der Po-
litik in der Öffentlichkeit entspre-
chend kommuniziert werden.
Auch sollten durchaus der Bau
und das Betreiben von Deponien
der Klasse DK 0 und DK I stärker
als bisher für private Unterneh-
men geöffnet und ermöglicht
werden. DK

Ästhetisch und funktional: 

Altglasrecycling mit Unterflur-
Sammelsystemen in Frankfurt

Sie fallen nicht auf, denn sie verbergen ihre wahre Größe unter der
Erde. Sie halten strengen Umweltkriterien stand, sind wartungs-
freundlich, langlebig und barrierefrei. Sie sorgen für Ordnung und
Sauberkeit, sind schallisoliert und verhindern die Entstehung von
Sichtbarrieren und Angsträumen auf öffentlichen Plätzen. Und sie
sind schön anzusehen – zwar nicht im Sinne spektakulärer Hin-
gucker, dafür aber als unaufdringliche, formal ausgewogene Ob-
jekte mit einer klaren funktionellen Formensprache.

Nach zwei Modellprojekten, die
im Rahmen des Programms „Schö-
neres Frankfurt“ realisiert wurden,
sollen die unterirdischen Abfall-
behälter mit dem schlanken Ein-
wurfgehäuse nun auch an zwei
weiteren öffentlichen Plätzen in
Betrieb gehen und dort die Aufent-
haltsqualität verbessern. Der Ab-
schied von den „blauen Bubbles“,
den chronisch überfüllten Metall-
gehäusen, die bisher das Altglas
schluckten, fällt nicht schwer, denn
wer vermisst schon die nervende
Geräuschkulisse von klirrenden
und scheppernden Flaschen, die
unangenehmen Gerüche, den bei-
gestellten Unrat und die unüber-
sichtlichen Winkel, die geradezu
dazu einladen, beschmiert und mit
Graffitis verunstaltet zu werden. 

Michael Hootz, Leiter des Pro-
jekts „Schöneres Frankfurt“ und
bei der Stadt für die Gestaltung öf-
fentlicher Räume zuständig, gibt
dem modernen Unterflursammel-
system von Paul Wolff klar den
Vorzug und würde es gern an
möglichst vielen Orten in der Stadt
einsetzen. Leider gibt es damit
häufig Schwierigkeiten, wenn un-
terirdische Leitungen neu verlegt
werden müssen. Dann schnellen
die Kosten für den Umbau der In-
frastruktur in die Höhe. Obwohl
die Unterflurcontainer langfristig

betrachtet wirtschaftliche Vorteile
haben: Dank ihres großen Volu-
mens sind die Leerungszyklen län-
ger, es sind keine Spezialfahrzeu-
ge dafür notwendig und die Lee-
rung kann im Ein-Mann-Betrieb
erfolgen.

Dabei macht es durchaus Sinn,
bei dem einmal gewählten System
zu bleiben – nicht nur, weil es wirt-
schaftlich günstiger ist, wenn wie-
derkehrende Elemente zum Ein-
satz kommen, sondern auch, weil
auf diese Weise bei der Gestaltung
von Frankfurts Plätzen eine durch-
gängige Designauffassung zum
Ausdruck gebracht wird.

Doch auch die hohe Qualität,
die durchdachte Konstruktion und
das zeitlose Design der Container
sprechen für den Zulieferer Paul
Wolff. Angetan von der Platzer-
sparnis, dem Bedienungskomfort
und dem optischen Zugewinn zei-
gen sich auch die Ortsvorsteher
anderer Frankfurter Bezirke:
Nachdem am Martin-Luther-Platz
und am Buchenrainplatz die ersten
Unterflurcontainer installiert wor-
den sind, möchten auch sie den
Anwohnern das neue System
möglichst bald zur Verfügung stel-
len. Und ginge es nach Michael
Hootz, so sollte es bis Ende des
Jahres zehn weitere Unterflurstand-
orte in Frankfurt geben.

Die hohe Qualität, die durchdachte Konstruktion und das zeitlose
Design der Container sprechen für den Zulieferer Paul Wolff.
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Aktuelle Entwicklungen
in der Branche

Breitband-Symposium und Open House 
der Langmatz GmbH 

Beim 4. Breitband-Symposium derLangmatz GmbH im Kongress-
zentrum Garmisch-Partenkirchen verschafften sich über300 Fach-
leute aus Deutschland, Österreich und anderen Ländern wertvol-
le Einblicke in aktuelle Entwicklungen im Bereich Glasfasertech-
nik und FTTx. An einem zweiten Tag fand im Werk Oberau das
Open House mit Partnerfirmen aus der Branche statt. Das Breit-
band-Symposium mit Open House bei Langmatz hat sich mittler-
weile zu einem Branchentreff auf höchstem Niveau entwickelt
und wird von den Teilnehmern als wichtige Jahresveranstaltung
gewertet. 

Die Langmatz GmbH, 1963 ge-
gründet, ist ein mittelständisches
Unternehmen mit Sitz in Gar-
misch-Partenkirchen, das für die
Märkte Energietechnik, Telekom-
munikation und Verkehrstechnik
innovative Systemlösungen ent-
wickelt, herstellt und vertreibt. Mit
320 Mitarbeitern wird ein europa-
weiter Kundenkreis betreut, beste-
hend aus Telekommunikations-
gesellschaften, Verkehrsbetrieben,
Bahnen, Städten, Kommunen und
Installationsbetrieben. Als zukunfts-
orientiertes Unternehmen wurde
Langmatz mit vielen Preisen aus-
gezeichnet. Aktuell ist Langmatz
unter den TOP 3 der GreenTec
Awards, Europas größtem Um-
welt- und Wirtschaftspreis.

Nachdem die zahlreichen Gäs-
te durch Garmisch-Partenkirchens
Bürgermeisterin Dr. Sigrid Meier-
hofer und dem Vertriebsleiter
Deutschland der Langmatz GmbH,
Dieter Mitterer begrüßt wurden,
eröffnete Wolfgang Heer, Ge-
schäftsführer Bundesverband Glas-
faseranschluss e. V. (BUGLAS), die
Veranstaltung mit seinem Vortrag
„Broadband goes sexy – Vermark-
tung optimieren und damit weiteren
Breitbandausbau stimulieren“. 

„Wir glauben, dass der Band-
breitenbedarf von Unternehmen
und Endverbrauchern weiterhin
kontinuierlich ansteigt und damit
mittelfristig auch der Take-Up.
Kurzfristig können wir bereits sel-
ber aktiv den Take-Up beeinflus-
sen“, machte Heer deutlich. Trotz
aller Vermarktungsoptimierungen
würden nicht alle Anschlüsse
selbst vermarktet, weshalb Netze
für Wettbewerber geöffnet werden
müssten, um die Re-Finanzierung
des Netzausbaus weiter voranzu-
treiben.

Im BUGLAS sind jene Unter-
nehmen zusammengeschlossen,
die in Deutschland Glasfaserleitun-
gen direkt bis in Gebäude bzw.
Haushalte (Fiber to the Buil-
ding/Home, FTTB/H) legen und
damit zukunftsgerichtete, hochlei-
stungsfähige Kommunikationsnet-
ze mit Bandbreiten von mindestens
100 MBit pro Sekunde errichten
und betreiben. Bis Ende 2013 ha-
ben die über 60 Mitgliedsunterneh-
men rund 1,2 Millionen Haushalte
direkt angeschlossen. Für 2015 sind
rund 1,8 Millionen anvisiert.

Die Datenmengen, die im Inter-
net übertragen werden, wachsen
weiter rasant. Die Kapazität der
bestehenden Kupferleitungen, mit
denen die DSL-Verbindungen be-
trieben werden, ist aber schon jetzt

nahezu ausgeschöpft. „Die Stadt-
werke München verbessern die
Münchner Infrastruktur weiter, in-
dem sie München mit Glasfasern
erschließen und dadurch eine
Hochgeschwindigkeits-Datenau-
tobahn ermöglichen“, hob Dr.-Ing.
Jörg Ochs (SWM) hervor. Über
die schnellen Leitungen könnten
zukünftig außerdem intelligente
Strom- und Gaszähler ausgelesen
werden. Im Auftrag der Landes-
hauptstadt München haben die
SWM gemeinsam mit den Part-
nern M-net und muenchen.de das
Projekt M-WLAN gestartet. Vom
frei zugänglichen WLAN-Ange-
bot zum Nulltarif profitierten Ein-
heimische und Besucher gleicher-
maßen.

Bislang haben M-net und SWM
bereits rund 32.000 Gebäude,
sprich ca. 350.000 Haushalte, zum
größten Teil innerhalb des Mittle-
ren Rings mit Glasfaseranschlüs-
sen ausgestattet - das ist die Hälfte
des gesamten Münchner Woh-
nungsbestands. Das Glasfasernetz
mit einer Grabenlänge von ca. 850
Kilometern und einer Faserlänge
von 300 Mio. Metern wird vorran-
gig in Stadtgebieten mit einer rela-
tiv hohen Bevölkerungsdichte, mit
Nähe zum bestehenden Glasfa-
sernetz und in Neubaugebieten
schrittweise und nachhaltig weiter
ausgebaut. So ist Ochs zufolge ge-
währleistet, dass Bau und Betrieb
des Netzes wirtschaftlich erfolgen.

„Von Kupfer zu Glas – VDSL2
und Vectoring“ lautete das Vor-
tragsthema von Gerhard Lehmann
(Opternus GmbH Optische
Spleiss- und Messtechnik). Laut
Lehmann ist die schnelle, zielge-
richtete Erfassung und Analyse
von Impulsrauschen „definitiv die
Herausforderung bei der Fehlersu-
che moderner VDSL-Übertra-
gungssysteme“. Mit dem richtigen
Messgerät wie beispielsweise dem
EXFO FTB-635 sei eine Impuls-
rauschanalyse allerdings kein Pro-
blem. Dieses Gerät warte neben
spektralen Darstellmöglichkeiten
des „Hintergrundrauschens“ u. a
mit einer Frequenz- und Zeitsigna-
tur der Störpulse (Impulsrauschen)
sowie einer Gesamtdarstellung der
Impulsdauer auf.

EXFOs FTB-600 Reihe biete
heute schon die Technik von mor-
gen, verdeutlichte Lehmann. Die
„große Version“ FTB-635 offerie-
re die Kupfertest-Funktionen des
FTB-610 und darüber hinaus um-
fangreiche DSL-Testmöglichkei-
ten von ADSL Annex A+B bis
VDSL2 mit 30 MHz. Diese Gerä-

Zahlreiche Teilnehmer verzeichneten die Workshops beim Open
House der Langmatz GmbH im Werk Oberau.

te seien bereits fit für die nächste
Generation der Netze mit Vecto-
ring und Bonding. Dank der FTB-
1 Plattform stehe auch die Option
zur Verfügung, vollständige IP-
Tests durchzuführen. Das grafi-
sche Display mit Pass-/Fail Anzei-
ge und optischer Fehlerlokalisie-
rung beschleunige alle Arbeits-
schritte und dank „smartR“ werde
die Fehleranalyse beinahe zum
Kinderspiel.

Zuvor hatte bereits Dr. Martin
Geppert (JUCONOMYRechtsan-
wälte) über das TKG Infrastruk-
turrecht informiert. Er wies darauf
hin, dass das Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infra-
struktur beabsichtigt, demnächst
den Entwurf eines Infrastrukturge-
setzes vorzulegen. Durch dieses
Gesetz soll die Bundesnetzagentur
effektiver ermächtigt werden, In-
haber von für die Telekommunika-
tionsbranche nutzbaren Infrastruk-
turen wie Energieversorger, Bahn

oder Kommunen zur Mitbenut-
zung verpflichten zu können. Zu-
dem soll auch ein einfacherer Zu-
gang zu Mobilfunkmasten der
Netzbetreiber geregelt werden.

Im Rahmen einer Werksführung
bei Langmatz im Werk Oberau
hatten die überwiegend Stadtwer-
ken und Kommunen angehören-
den Besucher Gelegenheit, die
Kunststoff- und Metallverarbei-
tung, Lager und Logistik sowie die
Montagebereiche zu besichtigen.
Neben Produkten für die Glasfa-
sertechnik und Kabelschächten
aus Kunststoff stellt Langmatz
außerdem Unterflurverteilsysteme
mit verschiedenen Ausbauvarian-
ten, Sicherungskästen, Hausein-
führungen, Signalanforderungs-
geräte sowie Produkte für die 
Funkrundsteuerung her.

Im Praxis-Workshop wurde live
der Einbau eines Kunststoffkabel-
schachtes von Langmatz gezeigt.
Anschließend wurde ein Lang-

Risiken und 
Mogelpackungen

Konferenz der Datenschutzbeauftragten 
des Bundes und der Länder in Wiesbaden

Die aktuelle Situation des Datenschutzes nach „Charlie Hebdo“
und die internationale Entwicklung des Datenschutzes standen auf
der Tagesordnung der 89. Konferenz der Datenschutzbeauftragten
des Bundes und der Länder in Wiesbaden. Dabei wurde darauf
verwiesen, dass der Datenschutz kein Hindernis für Abwehrmaß-
nahmen, sondern selbst ein identitätsstiftendes Merkmal des Ver-
fassungsstaates ist. Eingriffe in das Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung müssten sich daran messen lassen, ob sie füreine
wirkungsvolle Bekämpfung des Terrorismus tatsächlich ziel-
führend und erforderlich sind. Ließe man jeden Eingriff in dieses
Grundrecht zu, hätten die Terroristen eines ihrer Ziele erreicht.

Mit Blick auf die Stärkung des
Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnisses und des Grundrechts
auf Gewährleistung der Vertrau-
lichkeit und Integrität informati-
onstechnischer Systeme sowie im
Interesse der ungestörten Kommu-
nikation in Wirtschaft und Verwal-
tung machten die Datenschützer
deutlich, dass neben entsprechen-
den gesetzlichen Regelungen und
deren Umsetzung wirksame tech-
nische Vorkehrungen erforderlich
sind, um elektronisch übermittelte
und gespeicherte Daten vor Zu-
griffen Unberechtigter zu schüt-
zen. Schutzbedürftig seien neben
der Kommunikation von Privat-
personen auch die geschäftliche
Kommunikation von Wirtschafts-
unternehmen, die Kommunikati-
on von Berufsgruppen, die beson-
deren Verschwiegenheitspflichten
unterliegen (z. B. Ärzte, Anwälte,
Steuerberater) sowie die Kommu-
nikation mit und innerhalb der öf-
fentlichen Verwaltung.

Mit modernen kryptographi-
schen Verfahren zur Verschlüsse-
lung von Daten stünden daten-
schutzfreundliche Technologien
zur Verfügung, die prinzipiell von
jedermann genutzt werden können.
Einer umfassenden und leicht nutz-
baren Verschlüsselung stünden
jedoch noch technische und or-
ganisatorische Hürden entge-
gen. Dies führe dazu, dass diese
Maßnahmen bisher viel zu sel-
ten genutzt werden. 

Informationssicherheit und Da-
tenschutz haben den Datenschutz-
beauftragten zufolge Gemeinsam-
keiten, jedoch gehe die Stärkung
der Informationssicherheit viel-
fach mit Eingriffen in das Recht
auf informationelle Selbstbestim-
mung einher. Dies könne nur auf-
grund normenklarer Regelungen
zulässig sein, aus denen sich er-
gibt, welche personenbezogenen
Daten für welchen Zweck erho-
ben, verarbeitet und gespeichert
werden. Das vorgelegte IT-Sicher-
heitsgesetz erfülle diese Anforde-
rungen nach Auffassung der Da-
tenschutzkonferenz nicht.

Interessenskonflikt

Die Konferenz kritisierte zu-
dem, dass nach dem derzeitigen
Gesetzgebungsstand die Informa-
tionssicherheit allein den Behör-
den aus dem Direktionsbereich
des Bundesinnenministeriums
überlassen ist. Damit sei bei der
Abwägung zwischen Sicherstel-
lung der Informationssicherheit
und klassischer Gefahrenabwehr
und Strafverfolgung ein Interes-
senskonflikt vorprogrammiert.

Der vorgelegte eHealth-Gesetz-
entwurf sollte die Chance nutzen,
die IT-Nutzung im Gesundheitsbe-
reich datenschutzgerecht auszuge-
stalten. Dies sei bisher nicht der
Fall, konstatierten die Datenschüt-
zer. Insbesondere sollte sicherge-
stellt werden, dass die gesetzlich
zugestandenen Patientenrechte
(Auskunft/Löschung von Daten)
von Versicherten auch wahrge-
nommen werden können.

Auch muss nach Auffassung der
Konferenz der Gesetzgeber klare
Rahmenbedingungen schaffen,
inwieweit Berufsgeheimnisträger
externe Dienstleister beauftragen
dürfen und wie gegebenenfalls die
Daten bei diesen Dienstleistern zu
schützen sind.

Zudem wurde betont, dass der
Einsatz von Systemen zur Daten-
analyse („Big Data“) zu Vorhersa-
gen über künftige Straftaten nicht
ohne Risiken sei. Er könne zu ei-
ner Verschiebung der Eingriffs-
schwelle von polizeilichen Hand-
lungen im Vorfeld von Gefahren
und Straftaten führen.

Die derzeit zum Teil in den Län-
dern eingesetzten Verfahren riefen
diese Risiken zwar nicht hervor,
doch könnten geringfügige Ände-
rungen zu einer anderen Bewertung
führen, hieß es abschließend. KI

matz-Unterflurverteiler in einem
Prüfbecken mit Wasser geflutet.
Die Teilnehmer überzeugten sich
hier von der Wasserdichtheit durch
das Tauchglocken-Prinzip. Gro-
ßen Andrang erfuhren die beiden
Glasfaserworkshops „Seminar
zur Fehlervermeidung bei der
Glasfaserinstallation“ und „Ein-
führung in das Einblasen von
Glasfaserkabeln“.

An sieben Produktinseln konnte
man sich zudem über neue und in-
novative Produkte informieren.
Als neuestes Produkt wurde der
Glasfaser-Hauptverteiler präsen-
tiert. Nunmehr kann Langmatz al-
le Komponenten für den Breit-
bandausbau - vom Central Office
bis ins Gebäude - aus einer Hand
anbieten. Darüber hinaus präsen-
tierten 13 Partner-Firmen ihre Pro-
dukte in einem Aussteller-Zelt auf
dem Werkshof, die die Veranstal-
tung wieder äußerst positiv berei-
cherten. DK

Diedorf wechselt mit Glasfaser
auf die Daten-Überholspur

LEW TelNet und M-net setzen 
gemeinsam Breitband-Projekte um

Knapp 600 Haushalte, Unternehmen und Gewerbetreibende der
Diedorfer Ortsteile Willishausen, Oggenhof und Hausen verfügen
künftig über einen schnellen Zugang zum Internet mit Geschwin-
digkeiten von bis zu 50 Mbit/s. Den Bau und den Betrieb des neuen
Hochleistungs-Breitbandnetzes in den drei Ortsteilen der Marktge-
meinde Diedorf setzen der regionale Telefon- und Internetanbieter
M-net und der Infrastrukturbetreiber LEWTelNet, ein Tochterun-
ternehmen der Lechwerke, gemeinsam um. 

Der Baubeginn für das neue
Breitbandnetz ist bereits erfolgt.
Die Umsetzung des Breitbandpro-
jekts liegt im Zeitplan. Der Breit-
bandausbau im Westen des Ge-
meindegebietes Diedorfs wird
über das aktuelle bayerische
Breitbandprogramm gefördert.
An den Investitionen für den
Aufbau des neuen Breitbandnet-
zes beteiligen sich zusätzlich die
Marktgemeinde sowie M-net und
LEW TelNet.

„Der Aufbau des Glasfasernet-
zes ist ein weiterer Meilenstein in
der Infrastrukturentwicklung un-
serer Gemeinde. Insbesondere in
den Ortsteilen im Westen unseres
Gemeindegebietes mussten Unter-
nehmen, Gewerbetreibende und
Haushalte bisher mit einem echten
Standortnachteil leben: Sie kamen
nur mit Schneckentempo ins Inter-
net – jetzt schalten wir den Breit-

band-Turbo ein“, sagt Peter Högg,
1. Bürgermeister der Marktge-
meinde Diedorf. „Natürlich arbei-
ten wir daran, auch die Breitband-
anbindung in den noch nicht aus-
gebauten Gemeindeteilen mög-
lichst zeitnah zu verbessern.“

Schneller Zugang 
auch in Ichenhausen

Auch die 2.400 Einwohner in
den Ichenhausener Stadtteilen Deu-
bach, Hochwang und Oxenbronn
sowie zahlreiche Unternehmen
und Gewerbetreibende in den Ge-
werbegebieten von Ichenhausen
verfügen künftig über einen
schnellen Zugang zum Internet
mit Geschwindigkeiten von 30
Mbit/s und mehr. Die Deutsche
Telekom und LEW TelNet setzen
ein gemeinsames Breitbandpro-
jekt um.
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Europäische Metropolregion München e.V.:

Fokus auf Mobilität 
EMM-Vorstand beschließt Arbeitsschwerpunkte für die kommenden Jahre

In Aschheim bei München kamen vor kurzem die Mitgliederver-
sammlung des EMM e.V. sowie Lenkungskreis und Vorstand des
Vereins zusammen. Im Mittelpunkt der Versammlungen standen
neben den turnusgemäßen Neuwahlen der Vereinsgremien die the-
matischen Schwerpunkte, an denen der Verein in den kommenden
Jahren arbeiten wird. Mit klarem Votum sprach sich der neu ge-
wählte Vorstand für eine Fokussierung auf die Herausforderungen
der Mobilität aus. 

Wirtschaftlicher Erfolg und das
Wachstum der Region rücken Fra-
gen der Mobilität in der Metropol-
region München ganz besonders
in den Fokus. Im EMM e.V. wer-
den diese seit Vereinsbestehen als
zentrale Themen behandelt. Diese
Arbeit wird nun weiter intensi-
viert. Denn, wie Vorstandsvorsit-
zender und Münchner OB Dieter
Reiter es auf den Punkt brachte:
„Erst wenn die Voraussetzungen
bei der Mobilität geschaffen sind,
können wir wirklich an der Sied-
lungsentwicklung arbeiten.“ 

Beide Bereiche sind eng mitein-
ander verbunden. Und die Mobi-
lität ist Bedingung, um die Prospe-
rität in alle ländlichen Räume zu
tragen, wie der Oberhachinger
Bürgermeister und Vorstandsmit-
glied Stefan Schelle, konstatierte.
Mögliche Handlungsfelder im Be-
reich der Mobilität sind der Infra-
strukturausbau, Taktverdichtung
und Tangentialverkehre, Tarifver-
einheitlichung, Intermodale Ver-
kehrskonzepte, Radschnellwege
und Grüne Routen, Car Sharing,
Mitfahrangebote und Elektromo-
bilität. 

Einheitliche Tarife

Eine der Visionen im Bereich
der Tarifvereinheitlichung lautet
„Mit einem Ticket durch die ganze
Metropolregion“. Seit vergange-
nem Jahr wird an einer Grund-
lagenstudie gearbeitet, die mögli-
che Kooperationsformen der Ver-
kehrsverbünde in der Metropolre-
gion detailliert untersucht. Die Er-
gebnisse werden voraussichtlich
im Juni 2015 vorliegen und veröf-
fentlicht. An der Ausarbeitung
weiterer konkreter Projekte wird

unter Mitwirkung von Vorstand,
Arbeitsgruppen und Geschäftsstel-
le des EMM e.V. in den kommen-
den Wochen gefeilt werden. 

Vorstandsvorsitz bestätigt,
neue Mitglieder in Vorstand
und Lenkungskreis

In die Gremien des EMM e.V.
wurden im Rahmen der turnus-
gemäßen Wahlen einige neue Ver-
treter gewählt: Im Lenkungskreis
des Vereins neu vertreten sind der
Landkreis Ostallgäu, die Gemein-
de Oberhaching, die Unternehmen
Ehret+Klein Real Estate Compe-
tence GmbH und Ströer Deutsche
Städte-Medien GmbH sowie die
FOM Hochschule für Oekonomie
und Management. Der Landkreis
Ostallgäu, die Gemeinde Oberha-
ching sowie die Dobler GmbH &
Co. KG wurden neu in den Vor-
stand des EMM e.V. gewählt. 

Der Vorsitzende des Vorstands,
Münchens Oberbürgermeister
Dieter Reiter, sowie seine bei-
den Stellvertreter Christoph
Göbel, Landrat des Landkrei-
ses München, sowie Prof. Gerd
Finkbeiner, Vizepräsident der IHK
Schwaben, wurden in ihren Äm-
tern bestätigt. 

Neue Vereinsmitglieder

Im Rahmen der Mitgliederver-
sammlung konnten einige neue
Mitglieder begrüßt werden. Unter
ihnen befindet sich mit dem Deut-
schen Zentrum für Luft- und
Raumfahrt DLR Oberpfaffen-
hofen ein prominenter Name. Der
stellvertretende Standortleiter Ze-
keriya Ceyhanli, sagte, man freue
sich sehr auf die Zusammenarbeit.

„Die facettenreiche Arbeit des Ver-
eins passt zu uns“, so Ceyhanli.
Weitere neue Vereinsmitglieder
sind die Gemeinden Aying und
Odelzhausen, das Unternehmens-
netzwerk Munich Network - Netz-

werk München e.V. sowie die Un-
ternehmen B&O Stammhaus
GmbH, Gentherm GmbH und
Burnickl Ingenieur GmbH.
Auch sie werden sich zukünftig
in die regionale Zusammenar-
beit einbringen. Die Zusam-
menarbeit über Institutionsgren-
zen hinweg sei, wie Münchens
Landrat Christoph Göbel kon-
statierte, momentan zu Recht in
aller Munde. Der EMM e.V.
werde dabei eine wichtige Rolle
spielen.

Euregio Inntal Preis 2015:

Auszeichnung für
innovative Projekte

Bereits seit 2006 verleiht die Euregio Inntal den „Euregio Inntal
Preis“, um die Bedeutung grenzüberschreitenden Handelns zu un-
terstreichen und zu fördern. Im Rahmen einer Feierstunde in der
bayerischen Gemeinde Flintsbach ging die Auszeichnung im Bei-
sein zahlreicher Bürgermeister und Behördenvertreter aus Bayern
und Österreich an Hildegard Reitberger, Obfrau des Stadttheaters
Kufstein und Gemeinderätin der Stadt Kufstein sowie den ehemali-
gen Geschäftsführer der Euregio Inntal, Walter Weiskopf. 

In seinem Grußwort zeigte sich
Flintsbachs Bürgermeister Stefan
Lederwascher erfreut, dass sich
die Euregio Inntal zum Netzwerk
für Erfahrungsaustausch und
grenzüberschreitende Maßnah-
men entwickelt habe. Euregio-
Präsident Hubert Wildgruber lud
dazu ein, auch weiterhin die ver-
schiedensten Ideen in die „Eure-
gio-Familie“ einzubringen und
gemeinsam zu verwirklichen.

Hildegard Reitberger wurde für
ihre Verdienste in der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit im
Kunst- und Theaterbereich ausge-
zeichnet. Wie Horst Rankl, Präsi-
dent des Verbands der Bayeri-
schen Amateurtheater e.V., in sei-
ner Laudatio auf die Preisträgerin
hervorhob, gehöre ihre Leiden-
schaft seit 1974 dem Theater. Be-
reits 1976 sei Reitberger in den
Theaterausschuss des damals
noch „Volkstheater Kufstein“ ge-
nannten Vereins gewählt worden
und habe sich in der Folge im
Vorstand engagiert. 

Theater als Leidenschaft

Seit 2002 ist Reitberger Obfrau
im „Stadttheater Kufstein“ und seit
2010 Bezirksobfrau für die Region
Kufstein im Theaterverband Tirol.
In dieser Funktion ist sie für alle
Bühnen rund um Kufstein zustän-
dig. Als besonderes Anliegen der
Preisträgerin hob Rankl „die Zu-
sammenarbeit mit den bayeri-
schen Theaterfreunden“ hervor. 

Mit ihrer Wahl zur Gemein-
derätin nimmt Hildegard Reitber-
ger seit 2013 auch Einfluss auf
das politische Leben Kufsteins
und setzt sich als Obfrau des
Stadtmarketing-Ausschusses und
im Kulturausschuss des Magi-
strats für die Belange der städti-
schen Kultur ein. 

In seiner Laudatio auf Walter
Weiskopf würdigte der stellver-
tretende Euregio-Präsident Pro-
fessor Walter Mayr dessen Ver-
dienste um das gute Klima auf
bayerischer und Tiroler Seite.
Während seiner zehnjährigen Eu-
regio-Geschäftsführertätigkeit

gestaltete Weiskopf die Zusam-
menarbeit mit den Kontaktstellen
in den Landratsämtern Rosen-
heim und Traunstein sowie der
Bezirkshauptmannschaft Kuf-
stein. 

Mit seinem Namen verbinden
sich zudem Projekte wie das 
Bergrettungsnetzwerk, das Pro-
jekt Höhlen-Kultur-Erlebnis-Inn-
tal oder das Jugendprojekt. Be-
gleitet hat Walter Weiskopf das
grenzüberschreitende Euregio-
Projekt „Mehrgenerationenhaus
Flintsbach – Tagesbetreuung“ mit
dem Österreichischen Roten
Kreuz Kufstein und dem „Christli-
chen Sozialwerk Degerndorf –
Brannenburg – Flintsbach a. Inn“.
Darüber hinaus zeichnete der Ge-
ehrte verantwortlich für die Be-
treuung des Tiroler Unterlands
durch die Rosenheimer Hagelflie-
ger und die erfolgreichen Euregio
Schulmessen. DK

Tourismusverband Allgäu/Bayerisch-Schwaben
schließt Kooperationsvertrag mit erdgas schwaben
DerTourismusverband Allgäu/Bayerisch-Schwaben und der regio-
nale Energieversorger erdgas schwaben haben eine dreijährige Ko-
operationsvereinbarung geschlossen. Ein entsprechender Vertrag
wurde in Augsburg unterzeichnet. erdgas schwaben gehört seit
Jahren zu den Förderern der touristischen Entwicklung derRegion
gerade im Bereich Rad und E-Bike. Mit der neuen Kooperations-
vereinbarung wurde die Zusammenarbeit nun auf eine kraftvolle,
breite Basis gestellt.
Unser Bild zeigt das Destinationsmarketing Bayerisch-Schwaben
mit Geschäftsführer Bernhard Joachim, Pressesprecherin Ute Rot-
ter und Marketingleiterin Anja Müllegger (von rechts) sowie erd-
gas schwaben mit Geschäftsführer Klaus-Peter Dietmayer (Mitte)
und Marketingleiter Dr. Christian Blümm. 

Sonderausstellung des Bezirks Schwaben:

Kinder auf der Flucht -
1945 und 2015

Die Sonderausstellung des Bezirks Schwaben „Neustart - Heimat-
vertriebenen- und Flüchtlingskindheit“ in Schloss Höchstädt
(Landkreis Dillingen) erzählt von jungen Menschen und ihren Ge-
schichten. Sie ist vom 1. April bis zum 4. Oktober in den Räumen
des Bezirks im Höchstädter Schloss zu sehen.

Auf verschlungenen Wegen ge-
langten flüchtende Kinder als
jüngste Opfer lebensverachtender
Kriegswirren nach Schwaben:
Heimatvertriebene und Flüchtlin-
ge aus dem deutschen Osten nach
1945. Aber auch in diesen Tagen
des Jahres 2015 kommen wieder
Flüchtlingskinder in unserer Regi-
on an. Sie fliehen vor Krieg und
Terror aus ihrer Heimat. Diese bei-
den Generationen von Flüchtlings-
kindern trennen rund siebzig Jahre
und es liegen drei, vier Generatio-
nen zwischen ihnen. Darüber ent-
stammen sie völlig unterschied-
lichen Kulturkreisen. Doch es 
verbindet sie ein vergleichbares
Schicksal. Sie wagen einen Neu-
start in Schwaben, mit oder ohne
ihre Familien.

Laut Bezirksheimatpfleger Dr.
Peter Fassl bestätigt die drängen-
de Aktualität des gegenwärtigen
Flüchtlingszustroms „unsere Aus-
stellungskonzeption, das Thema
„Flüchtlingskinder in Schwaben“
in zwei Teilen zu zeigen. Neben
der historischen Dokumentation
der „Heimatvertriebenenkindheit
in Schwaben“ schlagen wir mit
diesem gesellschaftsrelevanten
aktuellen Bezug eine Brücke in
die Gegenwart, um auch den heu-
tigen Kindern, die aus ihrer Hei-
mat fliehen mussten, eine Platt-
form zu geben.“

Doch wie stellt man aus, was
nicht mehr da ist? Weil die Men-
schen, um die es geht, alles
zurücklassen mussten. Der Ablauf
und die Bedingungen der Vertrei-
bung sowie das Eintreffen in der
neuen Heimat waren von vielen
Faktoren abhängig. Mit dem
Kunstgriff der autobiografischen
Perspektive wurde der historische
Teil der Ausstellung angereichert
mit verschiedenen Erinnerungen

und Erzählungen einer kleinen
Gruppe heute Fünfundsiebzig-
und über Achtzigjähriger aus dem
ehemaligen Sudetenland, Ostpreu-
ßen, Schlesien und der Bukowina.
Als sogenannte Flüchtlingskinder
waren sie bei ihrer damaligen An-
kunft in Schwaben zwischen fünf
und elf Jahre alt. Es sind vor allem
diese lebendigen Berichte der für
die Ausstellung befragten Zeitzeu-
gen, die zum Beispiel auch in 
einer Hörstation, ein anschauliches
Bild vom Gehen, Ankommen und
Bleiben entstehen lassen. Neben
dieser „Oral History“ dokumen-
tieren herübergerettete Erinne-
rungsstücke und historische Fo-
tografien zusätzlich den Neustart
nach 1945.

Zweiteilige Ausstellung

Für den zweiten, aktuellen Teil
der Ausstellung waren unter An-
leitung der Augsburger Fotografin
Christina Bleier sechs Flüchtlings-
kinder aus Afghanistan, dem Irak,
Syrien, der Ukraine, Serbien und
Mazedonien, die in Augsburger
Unterkünften leben, in der Stadt
unterwegs. Dabei haben sie ihren
Alltag selbst fotografisch festge-
halten und zeigen damit „ihr
Deutschland“. Neben den Fotos
wurden aus liebevoll gestalteten
und ausgefüllten Steckbriefen
große Ausstellungsdisplays er-
stellt. 

Darauf angesprochen, ob es
nicht möglich wäre, das Thema
Heimatvertriebenenkindheit für
eine Ausstellung aufzugreifen,
„war gleich klar, dass dies eine der
letzten Gelegenheiten ist, noch
Zeitzeugen befragen zu können“,
begründet die Kuratorin Stefanie
Kautz M.A. das Thema. Im Mai
2014 fand dann ein erstes Treffen

mit Vertretern der Sudetendeut-
schen Landsmannschaft statt „und
die Idee begann langsam Form an-
zunehmen. Welche ungeheure Ak-
tualität das Thema Flüchtlinge be-
kommen sollte, war zu diesem
Zeitpunkt so noch nicht abzuse-
hen“, berichtet sie. 

Um den Besuchern ein mög-
lichst vielseitiges Erlebnis zu er-
möglichen, ist neben Texten, Foto-
grafien und Objekten auch eine
Hörstation installiert. Hier können
große und kleine Besucher viele
Ausschnitte aus den im Gespräch
mit Heimatvertriebenen entstan-
denen Tondokumenten erleben.
Beim Ausprobieren eines eigens
erstellten Computerspiels kann je-
der selbst erfahren, wie es ist, in
kürzester Zeit sein bisheriges Le-
ben auf einen Koffer voller Sachen
zu reduzieren und sich zu ent-
scheiden, was mitgenommen und
was zurückgelassen wird. 

Die heutigen Flüchtlingskinder
aus den arabischen und afrikani-
schen Krisenregionen haben nicht
nur selbst fotografiert und sind fo-
tografiert worden, sondern alle ha-
ben auch einen liebevoll gestalte-
ten Steckbrief ausgefüllt. 

Aktuelle Informationen zum
Thema Flüchtlingskinder zeigen
ergänzend eine Auswahl kindge-
rechter Filme der UNHCR, dem
Flüchtlingshilfswerk der Vereinten
Nationen.

Landratsamt Schweinfurt:

Eine Tagung, 
die Mut machte 

Pflegeeltern und Fachkräfte hat Landrat Florian Töpper bei einer
Tagung im Landratsamt Schweinfurt willkommen geheißen. Ver-
anstaltet wurde die Tagung von der Stiftung zum Wohl des Pflege-
kindes auf Einladung des hiesigen Pflegekinderdienstes. Die Stif-
tung mit Sitz in Holzminden widmet sich seit 1992 der Verbesse-
rung der Lebenssituation von Pflegekindern.

Rund 80 Teilnehmer, überwie-
gend aus der näheren Umgebung,
aber auch unter anderem aus dem
Ruhrgebiet, Hessen und Thürin-
gen, beschäftigten sich mit dem
Thema „Hilfen im Umgang mit
traumatisierten Kindern“. „Ein
Pflegekind bei sich aufzunehmen
ist eine ganze besondere Aufgabe.
Allen, die diese Verantwortung
übernehmen, zolle ich meinen
größten Respekt. Ich hoffe, Sie al-
le können von dieser Tagung
wichtige Tipps und Ratschläge
mitnehmen“, sagte Landrat Töp-
per eingangs. 

Die Referentin Hildegard Niest-
roj, Diplom Pädagogin aus Frank-
furt, ist seit vielen Jahren therapeu-
tisch und beratend für Pflegekin-
der und Pflegefamilien tätig. Sie
ist Verfasserin zahlreicher Fachar-
tikel unter anderem zum Thema
frühkindliche Traumata und Mit-
autorin des 5. Jahrbuchs des Pfle-
gekinderwesens. 

Niestroj sprach darüber, dass die
traumatischen Erfahrungen des
Kindes in seiner Herkunftsfamilie
den Integrationsprozess in die Pfle-
gefamilie erschweren. Die langan-
haltenden Auswirkungen frühkind-
licher Traumatisierungen und die
daraus resultierenden Belastun-

gen wurden theoretisch erläutert.
Im Mittelpunkt des Seminares

standen viele Beispiele aus der
Praxis und dem Alltag in der Pfle-
gefamilie. In mehreren Arbeits-
gruppen setzten sich die Pflegeel-
tern mit den möglichen Verhal-
tensauffälligkeiten traumatisierter
Kinder auseinander. Unter Berück-
sichtigung der Sicht des Kindes
wurden unterstützende Hilfen er-
läutert und diskutiert. 

Die Teilnehmer nutzten die Pau-
sen und Gruppenarbeit zum inten-
siven Erfahrungsaustausch unter-
einander. Die Pflegeeltern fühlten
sich in ihrer schwierigen Aufgabe
verstanden und wertgeschätzt. Sie
gingen ermutigt nach Hause mit
dem Wissen, dass die schwere
Vorgeschichte ihres Pflegekindes
bleibt, sie jedoch entscheidend da-
zu beitragen, dass das Kind neue,
korrigierende Erfahrungen macht. 

Info: Bürger, die im Landkreis
wohnen und ein Interesse haben
ein Pflegekind bei sich aufzuneh-
men, können sich wenden an den
Pflegekinderdienst des Landrats-
amtes Schweinfurt unter der Tele-
fonnummer 09721/55-425 (Frau
Grom) oder 09721/55-444 (Frau
Gebauer)oder per E-Mail an 
pflegekinderdienst@lrasw.de
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„Jetzt werden wir mal se-
hen, ob ich auf meine alten Ta-
ge noch ordentlich Puste habe
oder ob dieses Jahr einer der
Knirpse Champion im Eier-
Ausblasen wird.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, hält ja alte
Traditionen sehr hoch. Des-
halb besucht er jedes Jahr ei-
nen Kindergarten, um mit den
Kleinen Ostereier bunt und
phantasievoll zu bemalen. Er-
ster Teil ist natürlich, die ro-
hen Eier kunstgerecht durch das Ausblasen von
Dotter und Eiklar mittels zweier kleiner Löcher
am Unter- und Oberrand zu leeren, ohne sie ka-
putt zu machen.

Das Eierfärben gehört zu den ältesten Bräu-
chen rund um das Osterfest bei uns in der Ge-
gend. Neben den ausgeblasenen Eiern, die als
Schmuck für den Osterstrauch aus Weidenkätz-
chen dienen, gibt es noch die bemalten gekoch-
ten Eier, die traditionell zusammen mit dem

Osterfladen und einem schönen Schinken in der
Kirche geweiht werden. Auch diesen Brauch
versuchen wir in der Stadt zusammen mit dem
Heimatverein sowie der Pfarrei lebendig zu er-
halten und schon den Kita-Kindern nahe zu
bringen.

Allerdings wir es immer schwieriger, solch al-
tes und manchmal auch sehr ortsgebundenes
Brauchtum zu erhalten. Erst dieser Tage musste
man lesen, dass in Thüringen die spezielle Tra-
dition ausstirbt, zu Ostern einen ganzen Baum
mit tausenden Eiern zu schmücken, weil der 
78-jährige Mann, der das bis heuer erledigt hat,
aus gesundheitlichen Gründen aufhören muss
und keinen Nachfolger findet. Viele unserer
Kindergartenkinder kommen mit ihren mühevoll
selbstgebastelten Eiern heim und müssen fest-
stellen, dass sie diese nirgends dranhängen kön-
nen, weil die Eltern weder Osterbuschen noch
Osterkranz aufstellen. Und beim Färben der ge-
kochten Eier stellen schon die Kleinsten in Fra-
ge, ob man sich diese Mühe machen sollte, weil
man doch bunte „Brotzeiteier“ ganzjährig im
Supermarkt kaufen könne.

Ja, man kann zwar Goldhasen und Schoko-
eier schon ab Februar in den Läden finden,
aber nach echten Traditionen rund um das
Osterfest sucht man oft vergebens. Gut, ich gebe
zu, auch ich backe nicht mehr den Osterfladen

nach dem Rezept meiner Oma,
weil der mir zu trocken war,
sondern einen, dessen Rezept
mir die Mutter einer griechi-
schen Schulfreundin überlas-
sen hat, von der ich auch die
Gewohnheit übernommen ha-
be, lieben Menschen zu Ostern
rot gefärbte Eier als Glücks-
symbol zu schenken. Na und?
Bräuche können auch auswan-
dern, wie Menschen. Man den-
ke nur an Halloween, das ja

auch die ganze Welt erobert hat. Wichtig ist
doch nur, dass man überhaupt mit den Festen
im Jahreskreis etwas besonders verbindet und
sich dann auch darauf vorbereitet, indem man
etwas bastelt, kocht oder bäckt, das eben spe-
ziell mit diesem Fest oder dieser Jahreszeit ver-
bunden ist und das man nicht im Laden kaufen
oder via Internet bestellen kann.

Dabei kommt es auch gar nicht so darauf an,
dass es etwas Spektakuläres ist. Manche Dinge
wie die herrlichen und faszinierenden Eierbrun-
nen in der Fränkischen Schweiz sind halt mal
einzigartig. Und es wäre doch äußerst merk-
würdig, wollte man diesen Brauch, der in dieser
wasserarmen Gegend wohl auf heidnischen
Quellenzauber zurück geht, etwa ins wasserrei-
che Oberland oder in die von Teichwirtschaft
geprägten Teile der Oberpfalz importieren.
Wichtig ist nur zu erkennen, dass jede Gegend
etwas Typisches hat, das sich zu erhalten und zu
pflegen lohnt.

Mein Chef, der Bürgermeister, lässt sich nicht
beirren: Unverdrossen bleibt er mit den Leitern
der Kindergärten und Grundschulen in der
Stadt in Kontakt, um den Kindern altes Brauch-
tum mitzugeben, auch wenn sie es von zu Hause
her nicht mehr kennen. Auch kulturelle Gren-
zen, etwa bei Zuwanderern, sind dann nicht
trennend, wenn den jungen Mitbürgern nichts
aufgedrückt, sondern ihnen nur erklärt wird,
was bei uns der Brauch ist und wieso das die
Menschen seit Jahrhunderten so praktizieren.
Damit ist Traditionspflege auch mit Zuwande-
rung und Globalisierung in Einklang zu brin-
gen: Als typische Eigenart der Gegend, in der
man lebt. Damit er seinen Schwung und Elan
behält, maile ich ihm noch einen Satz von Jean
Giono: „Die Welt ist eine optimistische Schöp-
fung. Beweis: Alle Vögel singen in Dur.“

Allen Leserinnen und Lesern wünsche ich
gesegnete Ostern!

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Altes Brauchtum
erhalten!

Mit 100 MBit/s durch 
Penzberg, Iffeldorf und Antdorf

Telekom-Netz wird mit neuester Technik ausgebaut

Wer gerne schnell im Internet unterwegs ist, kann sich doppelt 
freuen: Die Telekom baut ihr Netz im Vorwahlbereich 08856 aus
und erhöht zugleich das Tempo. Dazu wird das Unternehmen rund
38 KilometerGlasfaserverlegen und 48 Multifunktionsgehäuse neu
aufstellen oder mit modernster Technik ausstatten. Dadurch wer-
den rund 10.000 Haushalte in den Kommunen Penzberg, Iffeldorf
und Antdorf bis voraussichtlich Ende 2015 VDSL-/Vectoringfähig. 

Vectoring ist ein Datenturbo auf
dem VDSL-Netz. Im Vergleich zu
einem bisherigen VDSL-An-
schluss (Very Highspeed Digital
Subscriber Line) verdoppelt sich
das maximale Tempo beim Her-
unterladen auf bis zu 100 Megabit
pro Sekunde (MBit/s). Beim Her-
aufladen vervierfacht sich das
Tempo sogar auf bis zu 40 MBit/s.
Das hilft beim Austausch von Do-
kumenten, Fotos und Videos über
das Netz. Das neue Netz wird so
leistungsstark sein, dass Telefonie-
ren, Surfen im Internet und Fern-
sehen gleichzeitig möglich sind.
Der Ausbau wird komplett von der
Deutschen Telekom finanziert.

Steigende Ansprüche

„Die Ansprüche der Bürgerinnen
und Bürger an ihren Internet-An-
schluss steigen ständig“, sagt Elke
Zehetner, Bürgermeisterin der Stadt
Penzberg. „Deshalb freuen wir uns,
dass Penzberg jetzt vom Ausbau-
Programm der Telekom profitiert.
So wird die Attraktivität unserer
Stadt auch durch den Breitbandaus-
bau weiter gesteigert.“

„Eine gute Infrastruktur ist die

Grundlage für die Zukunftsfähig-
keit unserer Gemeinde“, ergänzt
Hubert Kroiß, Bürgermeister von
Iffeldorf. „Wenn eine solche Infra-
struktur, wie von der Telekom auf
eigene Kosten zur Verfügung ge-
stellt wird, dann ist das für eine
Kommune ein Geschenk.“

Internet als Tor zur Welt

„Das Internet ist das Tor zur
Welt. Es ist für Familien und Un-
ternehmen heute unverzichtbar“,
ergänzt Klaus Kostalek, Bürger-
meister von Antdorf. „Nur die
Kommune, die eine gute Infra-
struktur besitzt, kann sich erfolg-
reich um die Ansiedlung von jun-
gen Familien und neuen Unter-
nehmen bemühen.“

„Wir wissen, wie wichtig ein
leistungsfähiger Internet-Anschluss
ist, deshalb treibt die Deutsche Te-
lekom seit Jahren den Breitband-
Ausbau nach Kräften voran“, sagt
Andreas Rudloff, zuständig im In-
frastrukturvertrieb der Telekom
Deutschland. „Auf dem neuen
Netz können wir den Kunden alles
aus einer Hand bieten: Telefonie,
Internet und Fernsehen.“

Drei Schritte
zum schnellen Netz

Was wird jetzt passieren? Die
Telekom geht nun in die Feinpla-
nung für den Ausbau. Der Ausbau
wird voraussichtlich Mitte 2015
beginnen. Auf der Strecke zwi-
schen der örtlichen Vermittlungs-
stelle und dem Multifunktions-
gehäuse wird dann das Kupferka-
bel durch Glasfaserkabel ersetzt.
Glasfaser ist das schnellste Über-
tragungsmedium.

Anschließend werden die grau-
en Kästen am Straßenrand intelli-
gent. Sie werden mit modernster
Technik ausgestattet und zu einer
Art Mini-Vermittlungsstelle. Hier
werden unter anderem die Daten-
pakete vom Kupferkabel auf die
Glasfaser übergeben. Diese soge-
nannten Multifunktionsgehäuse
(MFG) werden über das Ausbau-
gebiet verteilt. Die Entfernung
zwischen Kunde und MFG soll
möglichst gering sein. Es gilt die
Faustformel: Je näher der Kunde
am MFG wohnt, desto höher ist
seine Geschwindigkeit.

Am Schluss wird die Kupferlei-
tung, die vom MFG zum Kunden
führt, mit der Vectoring-Technik
schneller. Die neue Technik be-
seitigt die elektromagnetischen
Störungen, die auf der Kupferlei-
tung auftreten. Dadurch ist mehr
Tempo beim Herauf- und Herun-
terladen möglich.

Amberg:

Die l(i)ebenswerteste Stadt
Deutschlands

Die Oberpfälzer Kleinstadt Amberg ist die l(i)ebenswerteste Stadt
Deutschlands. Dies ist da Ergebnis einer Umfrage, durchgeführt
vom Internetportal hotel.de. In dem Voting ist die Metropolregion
Nürnberg gleich zwei Mal vertreten: mit derStadt Amberg als Erst-
platzierte und mit Bamberg auf Platz fünf. Das Ergebnis ist ein wei-
terer Beleg dafür, dass in der bis weit in die Oberpfalz reichenden
Metropolregion Nürnberg ein Netz von attraktiven „Satelliten“
rund um den mittelfränkischen Ballungsraum Nürnberg für eine
hohe Lebensqualität sorgen.

Obwohl er nach eigenem Be-
kunden nie ernste Zweifel daran
hegte, dass Amberg den Titel
„l(i)ebenswerteste Stadt Deutsch-
lands“ verdient, freute sich Ober-
bürgermeister Michael Cerny sehr
über den Sieg seiner Stadt: „Ich
bedanke mich bei allen Bürgerin-
nen und Bürgern sowie Einrich-
tungen, die uns bei diesem Voting
tatkräftig unterstützt haben.“ 

Das Hotel-Portal hatte vier Wo-
chen lang dazu aufgerufen, an ei-
ner Umfrage teilzunehmen und für
die deutsche Stadt zu stimmen, die
man als lebens- und liebenswerte-
ste sowie schönste Kommune be-
trachtete. Hotel.de hatte unter den
deutschen Klein- und Mittelstäd-
ten bis 80.000 Einwohner eine
Vorauswahl getroffen und 39 von
ihnen zur Wahl gestellt. Über
120.000 Internet-Nutzer gaben ih-
re Stimme ab.

Für Amberg sprachen sich ins-
gesamt 31.925 User aus und ver-
wiesen damit die Stadt Tanger-
münde (10.000 Einwohner, Sach-
sen-Anhalt) auf Platz zwei. Rang
drei errang die Domstadt Speyer
(50.000 Einwohner, Rheinland-
Pfalz). 

Die Stadt Amberg wird in der
Siegermeldung als Kommune vor-
gestellt, die mit einer der besterhal-
tenen mittelalterlichen Stadtanla-
gen Europas und einer romanti-
schen Altstadt beeindruckt. Doch
Amberg gelte nicht nur als histo-
risch relevant, heißt es weiter, son-
dern glänze auch als moderner
Wirtschaftsstandort mit namhaften
Unternehmen wie Siemens AG,
Grammer AG und DEPRAG. 

Die Top Ten der l(i)ebenswerte-
sten Städte Deutschlands: 1. Am-

berg 2. Tangermünde 3. Speyer 4.
Görlitz (Sachsen) 5. Bamberg 6.
Stralsund (Mecklenburg-Vorpom-
mern) 7. Bautzen (Sachsen) 8.

Celle (Niedersachsen) 9. Wernige-
rode (Sachsen-Anhalt) 10. Neu-
stadt a. d. Weinstraße (Rheinland-
Pfalz) 

Die Metropolregion Nürnberg
entwickelt sich immer mehr zu ei-
nem pulsierenden Zentrum für den
Norden Bayerns und weit darüber
hinaus. Teil der Metropolregion
sind 23 Landkreise und 11 kreis-
freie Städte. Sie umfasst eine
Fläche von 21.800 km² mit 3,5
Millionen Einwohnern. (obx)

Hopfenland Hallertau:

Neuer Tourismusverein
Im Rahmen einer konstituierenden Sitzung im Deutschen

Hopfenmuseum in Wolnzach ist der Verein Hopfenland Haller-
tau Tourismus e.V. gegründet worden. Er löst die bisher beste-
henden Tourismusorganisationen ARGE Hopfenland Hallertau,
Tourismusverband Hallertau e.V. und Tourismusverein Hopfen-
land Hallertau e.V. ab. 

Der neue Vereinssitz wird in Pfaffenhofen a. d. Ilm sein. Zum
1. Vorsitzenden wurde Landrat Martin Wolf aus Pfaffenhofen
a.d. Ilm, zum 2. Vorsitzenden Landrat Dr. Hubert Faltermeier aus
Kelheim gewählt. Insgesamt besteht die Vorstandschaft des neu-
en Vereins aus zwölf Personen. 

Landrat Wolf bedankte sich für das Vertrauen, das dem Pfaf-
fenhofener Landkreis entgegen gebracht werde: „Wir werden
uns anstrengen, die Kräfte der vier Hopfenlandkreise bestmög-
lich zu bündeln.“ DK

Markt Ergolding:

Einweihung der
Deponie Spitzlberg

Der Landkreis Landshut betreibt ca. 6 km nördlich der Stadt
Landshut in einer ehemaligen Sand-/Kiesgrube die Reststoffdepo-
nie Spitzlberg. Nach eineinhalb Jahren kamen die Bauarbeiten am
neuen Bauabschnitt II nunmehrzum Abschluss – Kostenpunkt: 5,2
Mio. Euro. Für eine nachhaltige und sichere Abfallentsorgung für
weitere zehn bis 15 Jahre ist somit gesorgt.

In Spitzlberg werden nicht ver-
wert- oder verbrennbare Abfälle
aus Stadt und Landkreisen Lands-
hut, Freising, Erding und Regens-
burg sowie aus dem Bereich des
Zweckverbands Abfallwirtschaft
Straubing Stadt und Land entsorgt.
Dazu zählen zum Beispiel As-
bestabfälle, Straßenkehricht oder
Glaswolle. 

Die Reststoffdeponie Spitzlberg,
früher Deponie Oberglaim ge-
nannt, ist seit 1985 in Betrieb. Da-
mals wurde mit dem ersten Bauab-
schnitt begonnen. Bis 1991 wurde
dieser befüllt. Dort lagern rund
150.000 Kubikmeter Abfälle. Rund
drei Viertel davon ist Schlacke aus
der ehemaligen Müllverbrennungs-
anlage Landshut.

Bauabschnitt III wurde 1992
mit einer Kapazität von 370.000
m3 in Betrieb genommen. Er
wird jetzt von Bauabschnitt II ab-
gelöst. In seiner ersten Ausbau-
stufe hat der Bauabschnitt ein
Fassungsvermögen von etwa

170.000 m3. Mit einer weiteren
Ausbaustufe könnten nochmals
380.000 m3 Volumen geschaffen
werden. Damit stehen dem Land-
kreis und seinen Vertragspartnern
sichere und nachhaltige Kapazitä-
ten für die Abfallbeseitigung zur
Verfügung. 

An der offiziellen Einweihung
nahmen u. a. Landrat Peter Dreier
(Landkreis Landshut), Oberbür-
germeister Hans Rampf (Stadt
Landshut), Vizebürgermeister
Bernhard Pritscher (Ergolding)
und Vizelandrat Jakob Schwim-
mer (Landkreis Erding) teil. Land-
kreischef Dreier bezeichnete den
Ausbau des Bauabschnitts II als
eine Investition in die Zukunft.
Damit werde auch Verantwortung
für nachkommende Generationen
übernommen. Schließlich werde
Abfallentsorgung immer ein aktu-
elles Thema bleiben, „auch wenn
wir in erster Linie an Abfallver-
meidung und Recycling denken
sollten“. DK

Neues RufTaxi im
Landkreis Fürstenfeldbruck

Ab 1. April 2015 wird der Öffentliche Personennahverkehr im
Landkreis Fürstenfeldbruck noch attraktiver, denn das neue
RufTaxi nimmt seinen Betrieb auf. MVV und Landkreis haben für
das ehrgeizige Projekt mit dem Verkehrsunternehmen Zeiler
GmbH aus München einen engagierten und zuverlässigen Ver-
tragspartner gefunden. Fahren wird das RufTaxi zu den Zeiten, in
denen keine Busse unterwegs sind, also vor allem Abends und
Nachts bis zum frühen Morgen und natürlich auch am Wochenen-
de und an Feiertagen. 

Vorerst wird es sechs neue Lini-
en geben, die sich ab Fürstenfeld-
bruck wie Sektoren an den beste-
henden wichtigsten MVV-Regio-
nalbuslinien orientieren, nämlich
RufTaxi-Linie 8000 Fürstenfeld-
bruck Stadt/Emmering, RufTaxi-
Linie 8200 Landsberied/Jesen-
wang/Adelshofen/Moorenweis,
RufTaxi-Linie 8400 Alling/ Schön-
geising/Grafrath/Türkenfeld,
RufTaxi-Linie 8700 Maisach/Egen-
hofen/Pfaffenhofen a. d. Glonn,
RufTaxi-Linie 8800 Mammen-
dorf/Oberschweinb./Hattenhofen/
Althegnenberg/Mittelstetten. 

Ein besonderes „Zuckerl“ bietet
dabei die RufTaxi-Linie 8100:
Hier kann zeitsparend, direkt und
bequem zwischen den S-Bahn-
höfen Fürstenfeldbruck, Maisach,
Mammendorf, Gröbenzell, Puch-
heim, Germering-Unterpfaffen-
hofen und Grafrath gefahren wer-
den und somit tangential zwischen
den S-Bahn-Strecken S3, S4 und
S8. Selbstverständlich können die
Fahrten aller sechs RufTaxi-Lini-
en, wie auch im Bus- und Bahn-
verkehr, mit entsprechenden An-
schlussfahrten kombiniert werden.

Vor allem die Integration in den
MVV-Tarif wird viele Zeitkarten-

kunden freuen. Wer für die mit der
RufTaxi-Fahrt benötigten Tarifzo-
nen schon eine gültige Wochen-,
Monats- oder Jahreskarte, z. B. für
MVV-Regionalbus oder S-Bahn,
besitzt, braucht künftig keinen ge-
sonderten Fahrpreis mehr zu be-
zahlen. Dies gilt natürlich auch für
Tageskarten, wenn diese den Tarif-
raum der RufTaxi-Fahrt abdecken. 

Übrigens wird schon an Erweite-

rungen gearbeitet. So soll bis Jahre-
sende das Stadtgebiet Germering
als neue Linie 8500 in das RufTaxi-
System mit aufgenommen werden.
Die Städte Olching und Puchheim
sowie die Gemeinde Gröbenzell
sind für 2016 über die Linie 8300 in
der Planung und werden bis dahin
noch vom aktuellen Anrufsam-
meltaxi ASTO versorgt.

Damit das MVV-RufTaxi auch
zuverlässig kommt, ist ein Anruf
mindestens 45 Minuten vor Fahrt-
beginn erforderlich. Die kostenfreie
Telefonnummer lautet: 0800 – 360
52 00 und ist Montag bis Freitag
von 17:30 bis 5:45 Uhr sowie an
Samstagen, Sonn- und Feiertagen
ganztags erreichbar. Infos über
www.mvv-muenchen.de/ruftaxi
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Vorschau auf GZ 8
In unserer Ausgabe Nr. 8, die am 23. April 2015 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
Out-Sourcing . Facility Management
Kommunale Bibliotheken

3. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

23. April 2015

3. BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-breitbandforum.de

Herbst 2015

Immobilienberatung

Immobilien Kaeser, Metropolregion Nürnberg 
Tel.: 0911 / 99 288 12, Mobil: 0160-812 81 73

iug.kaeser@optimhome.de

In der Metropolregion Nürnberg:
1 - 2 Zi. Mini-Apartments, ideal für Anleger
2 - 4 Zi. Eigentumswohnungen, teilweise mit 

Gartenanteil, sowie großzügige Penthouses-Wohnungen.
Wir suchen für Vermietung und Verkauf 

Wohnungen und Häuser in gutem bis bestem Zustand. 
Kostenlos: Aktuelle Verkehrswertermittlung, Photoshooting,

Werbung in allen bekannten Internetportalen sowie eine
Betreuung bis zum Notartermin.

Wir bieten an:

Wärme-
Contracting

Heizanlage Brennstoff Service

www.baywa-edl.d
eWärme-Contracting.

Energie

Wärme-Contracting

Kommunalfahrzeuge

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 
Constanze von Hassel
Telefon 08171.9307-13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:
Theresa von Hassel
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 0 53 26 / 5 02-0

38685 Langelsheim    •    www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Kommunale Energieberatung

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Präsente

Computer Netzwerke

Ihr Partner für kommunale Finanzierungen

www.bayernlabo.de

Kommunalfinanzierung

8. BAYERISCHES
ENERGIEFORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
Bürgerhaus Stadt Garching bei München
www.bayerisches-energieforum.de

25. Juni 2015

Kommunen mit
Modellcharakter

Bayerischer Qualitätspreis 2015 geht an Deggendorf, 
Rednitzhembach, Schierling und WestAllianz München GbR

Gemeinsam mit Innenstaatssekretär Gerhard Eck und dem fach-
lichen Betreuer des Wettbewerbs Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Horst
Wildemann hat Wirtschaftsstaatssekretär Franz Josef Pschierer
die Gewinner des Bayerischen Qualitätspreises 2015 in der Resi-
denz München prämiert. Insgesamt wurden zehn bayerische Un-
ternehmen und drei bayerische Gemeinden gewürdigt, die her-
ausragende Leistungen im Bereich Qualität und Qualitätsmana-
gement aufweisen. Zum 3. Mal wurde auch ein Sonderpreis für
wirtschaftsfreundliche und innovative Kooperationsprojekte
mehrerer Kommunen mit Modellcharakter vergeben. 

„Mit exzellenten Qualitätsstan-
dards überzeugen bayerische Pro-
dukte und Dienstleistungen Kun-
den weltweit. Dieses Höchstmaß
an Qualitätsbewusstsein sichert
die Attraktivität des bayerischen
Wirtschaftsstandorts. Dazu leisten
die Preisträger einen großen Bei-
trag“, unterstrich Pschierer. Der
Staatssekretär dankte den Gemein-
den, die sich zur Wirtschafts-
freundlichkeit bekennen. Diese
habe nicht nur etwas mit Unter-
nehmerfreundlichkeit zu tun, son-
dern umfasse viele Bereiche des
gemeindlichen Handelns. Stand-
ortqualität sei in den Kommunen
ein wesentlicher Schlüssel für un-
ternehmerische Erfolgsgeschich-
ten. Das Streben nach Qualität sei

keine Tagesarbeit, sondern müsse
sich über Jahre hin erstrecken.

Juryvorsitzender Prof. Wilde-
mann vom Forschungsinstitut für
Unternehmensführung, Logistik
und Produktion der Technischen
Universität München, meinte:
„Wer entscheidende Entwicklun-
gen verpasst oder wer zu zöger-
lich ist, der hat es später mitunter
schwer und muss hinnehmen,
dass andere schneller sind - und
oft auch besser! Der Fokus auf
Qualität und Qualitätsmanage-
ment zahlt sich aus!“

Als eine von drei „wirtschafts-
freundlichen Gemeinden“ erhielt
die Große Kreisstadt Deggendorf
den Bayerischen Qualitätspreis.
Wie Staatssekretär Pschierer bei

der Verleihung an Oberbürger-
meister Dr. Christian Moser her-
vorhob, werde die Stadt Deggen-
dorf ausgezeichnet für ihre beson-
dere Wirtschaftsfreundlichkeit
und Lebensqualität. Durch die 
aktive Unterstützung von Fir-
menansiedlungen, die Förderung
der Elektromobilität und den
Ausbau des Breitbandinternets
setze die Stadt Maßstäbe bei der
Innovationsförderung. Durch die
Einbindung in Kooperationen zur
Wirtschaftsförderung wie die Eu-
roparegion Donau-Moldau oder
die Wirtschaftsregion Donaustäd-
te würden auch oberhalb der
kommunalen Ebene Vorteile für
Unternehmen realisiert. Die kon-
sequente Nutzung der günstigen
Donaulage über sehr gute Ver-
kehrsanbindungen wie den Hafen
biete angesiedelten Unternehmen
eine ausgezeichnete Infrastruktur. 

Mit dem Qualitätspreis wurde
zudem die mittelfränkische Ge-
meinde Rednitzhembach be-
dacht. Wie Laudator Tilmann
Schöberl (Bayerischer Rundfunk)
erläuterte, biete Rednitzhembach
frei nach dem Leitgedanken „Bei
uns ist immer was los“ ihren 
Bürgern ein umfassendes Veran-
staltungs- und Kulturprogramm.
Auch Unternehmen profitierten
von der hohen Lebensqualität für
ihre Mitarbeiter, was der Gemein-
de einen nachhaltigen Standort-
vorteil sichert. Zudem sei die Ge-
meinde seit über zehn Jahren

schuldenfrei. Trotz der hierfür
benötigten Haushaltsdisziplin sei-
en in den letzten Jahren umfang-
reiche Modernisierungs- und Ver-
besserungsmaßnahmen durchge-
führt worden.

Rednitzhembach erschließt da-
bei nicht nur Gewerbe- sondern
auch Wohnflächen. Doch ohne
eine funktionsfähige Infrastruktur
bringen auch die besten Flächen-
angebote nichts. Deshalb hat die
Gemeinde in den vergangenen
Jahren eine konsequente Sanie-
rung der Ortsstraßen vorangetrie-
ben und das ohne die finanzielle
Belastung der Anlieger. 

Schöberl: „Überhaupt haben
sich in den vergangenen 22 Jah-
ren weder Steuern noch Ge-
bühren für Bürger und Unterneh-
men erhöht. Eine einmalige Lei-
stung! Zusammen mit dem Aus-
bau von Kinderbetreuungsein-
richtungen und einer Erhöhung
der Lebensqualität für die Bürger
ergibt sich ein rundes Bild, das
weiche und harte Standortfakto-
ren kombiniert und die Wirt-
schaftsfreundlichkeit der Ge-
meinde unterstreicht.“

Aufgrund hervorragender Er-
gebnisse in allen Qualitätskriteri-
en wurde auch der Markt Schier-
ling in der Oberpfalz ausgezeich-
net. Urkunde und Glaspyramide
nahmen auf der Bühne Bürger-
meister Christian Kiendl und Ge-
schäftsleiter Fritz Wallner entge-
gen. Rathauschef Kiendl  stellte
heraus, dass der Preis nicht Ver-
dienst einzelner, sondern des ge-
samten Teams und nicht das Er-
gebnis von wenigen Jahren, son-
dern die Frucht einer über Jahr-
zehnte konsequent und kontinuier-
lichen qualitätsvollen Arbeit sei. 

„Schierling - Vorsprung zieht
an!“ So lautet die Leitidee des
Marktes Schierling, die zusam-
men mit den Bürgern entwickelt

worden ist und einen permanen-
ten Ansporn für das gemeindliche
Handeln darstellt. Diese wird von
der Kommune durch den Ausbau
des Breitbandinternetangebots
sowie durch eine hervorragende
Verkehrsinfrastruktur, ein breites
Angebot für Familien und alle
Generationen, kulturelle Vielfalt
und einen ausgezeichneten Frei-
zeitwert unterstrichen. Der Markt
Schierling zeichnet sich durch ei-
nen breiten Branchenmix an
Handwerks- und Dienstleistungs-
betrieben aus. Die konsequente
Öffentlichkeitsarbeit und das pro-
fessionelle Beschwerdemanage-
ment bieten ansässigen Unterneh-
men kurze Wege und einen direk-
ten Draht zur Verwaltung. 

Der Sonderpreis 2015 für wirt-
schaftsfreundliche und innovati-
ve Kooperationsprojekte mehrerer
Kommunen mit Modellcharakter
ging schließlich an die WestAllianz
München GbR mit den beteiligten
Gemeinden Bergkirchen, Maisach,
Karlsfeld, Odelzhausen, Pfaffen-
hofen a. d. Glonn und Sulzemoos.

Die WestAllianz überzeugt als

dynamischer Wirtschaftsstandort
mit starken Branchen-Cluster, ho-
her Lebensqualität und einem
vielseitigen Naherholungsange-
bot. Aktuelle innovative Projekte
sind das Ende 2014 gestartete
RufTaxi, das die ÖPNV-Anbin-
dung in Sulzemoos, Pfaffenhofen
und Odelzhausen verbessert, das
Projekt „Lebenswert Karlsfeld“ in
der neuen Mitte Karlsfeld, wo ins-
gesamt knapp 200 Wohneinheiten
verschiedener Größenkategorien
und größere Einzelhandelsflächen
entstehen, der Breitbandausbau in
der Gemeinde Karlsfeld sowie die
„Neue Mitte“ in Maisach, in dessen
Ortszentrum ein ehemals landwirt-
schaftlich genutztes Areal umge-
nutzt wird. 

Auf ca. 7.000 m² Grund-
stücksfläche werden Einzelhan-
dels- und Gewerbeflächen, 53
Wohneinheiten sowie ein Ärzte-
haus mit Apotheke entstehen.
Der Spatenstich erfolgte im Sep-
tember vergangenen Jahres, die
Fertigstellung des Bauprojekts
ist bis Herbst/Winter 2016 ge-
plant. DK

Einer der Preisträger, Deggendorfs OB Dr. Christian Moser
(2. v. l.) gemeinsam mit (v. l.) Univ.-Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Horst
Wildemann, Innenstaatssekretär Gerhard Eck und Wirtschafts-
staatssekretär Franz Josef Pschierer.


